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eine welt in niedersachsen

Shrinking Spaces:
Zivilgesellschaft unter Druck   

Menschenrechte weltweit in not

Debatte um Gemeinnützigkeit

eine welt-arbeit in corona-Zeiten



die staaten verpflichteten sich 2015 
zu gemeinsamen nachhaltigen Ent-
wicklungszielen, den Sustainable 
Development Goals (SDGs). Seit-
dem war auch die Zivilgesellschaft 
aufgerufen, ihren Beitrag zur Um-
setzung zu leisten. Fortschritte gab 
es vielerorts, wo es offene Räume 
für die Zivilgesellschaft gab. Viele 
Eine Welt-Aktive in Niedersach-
sen hören aber von ihren interna-
tionalen Partner*innen, wie deren 
Arbeitsbedingungen zunehmend 
erschwert werden – durch be-
hördliche Schikanen, Kriminalisie-

rung bis hin zu Morddrohungen. Studien bestätigen: Zivil-
gesellschaftliche Spielräume nehmen seit Jahren weltweit 
ab. Auch in Europa wie z. B. in Ungarn und Polen wurden 
Grundrechte ausgehöhlt. Eine herabwürdigende Rheto-
rik gegenüber Frauen, Migrant*innen, politischen Geg-
ner*innen wie auch gegenüber kritischen Medien errich-
tet inzwischen in vielen Ländern Mauern in den Köpfen der 
Menschen. Das erschwert die Arbeit der Zivilgesellschaft. 
Auch in Deutschland und Niedersachsen hat sich das ge-
sellschaftliche Klima verändert. Die Morde des NSU und an 
dem Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke zeigen 
die Zunahme rechten Terrors. „Feindeslisten“ von rechts-
extremen Gruppen, z. T. mit Verbindungen zu Polizei und 
Bundeswehr, beunruhigen. Auf ganz anderer Ebene ruft die 
Diskussion um die Frage, wie politisch Bildungsarbeit oder 
gemeinnützige Vereine sein dürfen, Besorgnis hervor.  

Dies alles hat uns bewegt, als wir in die Planungen für diese 
VEN-Positionen einstiegen und mögliche Autor*innen an-
sprachen. Wie immer wollten wir in unserer Zeitschrift so-
wohl Partner*innen aus dem Globalen Süden als auch von 
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hier zu Wort kommen lassen und konkrete Bezüge zu Nie-
dersachsen herstellen. Und dann kam Corona … Wir sahen 
uns alle im Beruflichen wie im Privaten vor große Heraus-
forderungen gestellt. Viele sagten, Corona verändere alles. 
Wir stellten fest: Corona wirkt wie ein Brennglas auf beste-
hende Probleme. Die Menschen weltweit sind nicht glei-
chermaßen betroffen von den Folgen der Pandemie. Nicht 
nur mit Blick auf Gesundheit, auch bei Armut und Hunger 
drohen in diesem Jahr enorme Rückschritte. Umso wich-
tiger ist es, dass bei milliardenschweren Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Folgen der Pandemie die richtigen Wei-
chenstellungen gesetzt werden! 

Zivilgesellschaft unter Druck – unser Thema hat durch Co-
rona nicht an Aktualität eingebüßt. Im Gegenteil. Über-
all wurden Grundrechte eingeschränkt, aber nicht immer 
mit Augenmaß.  Weltweit wird die Pandemie genutzt, um 
Menschenrechte und zivilgesellschaftliche Freiheiten ein-
zuschränken und Kritiker*innen zum Schweigen zu brin-
gen. Gleichzeitig drohen nationale Egoismen sowie  eine 
Schwächung der internationalen Zusammenarbeit und des 
Einsatzes für Demokratie, Menschenrechte und Gleichbe-
rechtigung. Aber wir haben es in der Hand! Lassen Sie uns 
aus der Corona-Zeit eine Zeit der Solidarität machen! Las-
sen Sie uns gemeinsam Zivilgesellschaft stärken, hier und 
anderswo. Sie leistet einen wesentlichen Beitrag zur Bewäl-
tigung globaler Krisen und zur Erreichung der SDGs!

Eine anregende Lektüre wünschen

Antje Edler und Eby Tangara 

liebe leser*innen, 



Die Welt sieht rot: 
Zivilgesellschaft weiter unter Druck
153 Staaten behindern die Freiheit der Meinungsäußerung, das Recht auf fried-
liche Versammlung und auf Vereinigung. Das globale Netzwerk CIVICUS doku-
mentiert auf Basis umfangreicher, selbst erhobener Daten sowie Zahlen von 
Nichtregierungsorganisationen die Gefahren für die Entwicklung der Zivil-
gesellschaft. Der sogenannte Civic Space ist der Raum für zivilgesellschaftli-
ches Handeln, der in 196 Staaten beobachtet wird. Die laufend aktualisierten 

Siehe auch www.brot-fuer-die-welt.de/atlas-zivilgesellschaft

offen

Länder, zu denen CIVICUS keine Daten erhebt

beeinträchtigt

beschränkt

unterdrückt

geschlossen

CIVICUS-Einstufungen

8 Atlas der Zivilgesellschaft 20208

2020 BfdW_AtlasDerZivilgesellschaft-Inhalt.indd   8 03.02.20   09:33

Analysen fließen in Indexwerten für jedes Land zusammen, die CIVICUS in 
die fünf Kategorien „offen“, „beeinträchtigt“, „beschränkt“, „unterdrückt“ und 
„geschlossen“ unterteilt. Heute leben nur drei Prozent der Weltbevölkerung in 
Staaten mit einer offenen Zivilgesellschaft ‒ gegenüber im Vorjahr vier Prozent. 
Vor allem Frauen und Frauenorganisationen bekommen die Beschränkungen 
des Civic Space zu spüren.
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lEitartikEl

Wir brauchen eine starke 
Zivilgesellschaft zur Umsetzung 

der sDGs!
Dr. simon ramírez-Voltaire, arbeitsgemeinschaft der eine Welt-landesnetzwerke

Freie und selbstorganisierte zivilgesellschaftliche Strukturen sind wichtige Debattenräume in einer Demokratie. Neben Parlamenten, 
Parteien, Medien und rechtsstaatlichen Institutionen sind sie unabdingbar für Aushandlungsprozesse. Gerade wenn wir die globalen 
nachhaltigen Entwicklungsziele (Sustainable Development Goals - SDGs) erreichen wollen, brauchen wir die Debatte über Visionen und 
konkrete Veränderungen. Studien zeigen, dass dort, wo Zivilgesellschaft Freiräume hat und offene Dialogräume vorhanden sind, es auch 
Fortschritte bei der Umsetzung gibt. Aber wie ist es aktuell um die Zivilgesellschaft weltweit bestellt?

auf internationaler ebene…
haben entwicklungspolitische Akteur*innen in den letzten Jah-
ren sorgenvoll auf schrumpfende Räume der Zivilgesellschaft ge-
schaut. Gemeint sind damit harte Einschnitte und Maßnahmen 
gegen zivilgesellschaftliche Akteur*innen vor allem von staat-
licher Seite: von Bedrohung und Diffamierung über restriktive 
Gesetzgebung bis hin zur Kriminalisierung von zivilgesellschaft-
lichen Akteur*innen. Aber auch weichere Instrumente gehören 
dazu, wie vermehrte administrative Hürden oder Scheinbetei-

ligung. Der weltweite Trend könnte sich nun weiter verstärken: 
Aufgrund der Corona-Pandemie haben viele Länder drastische 
Maßnahmen wie Notgesetze und Lockdowns ergriffen, die das 
öffentliche Leben und damit auch die Arbeit von Zivilgesellschaft 
betreffen. Vor diesem Hintergrund sind entwicklungspolitische 
Organisationen jetzt besonders gefordert, indem sie diese Ent-
wicklungen aufmerksam beobachten, öffentlich darüber berich-
ten und sich dafür einsetzen, dass zivilgesellschaftliche Räume 
gewahrt bleiben.
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in Deutschland…
… gibt es nicht nur große Offenheit für zivilgesellschaftliche Ak-
teur*innen und ihre Positionen und Aktionen sondern auch staat-
liche Förderung. Die Landschaft an Initiativen, Nichtregierungs-
organisationen und Vereinen spricht für sich.  Wie im Ausland 
leisten sie auch hier vielfältige Beiträge zum Erreichen der SDGs. 
An vielen Stellen in Bund, Ländern und Kommunen sind sie ein-
gebunden in Beteiligungsprozesse. Zwei Entwicklungen könnten 
aber Einschränkungen für zivilgesellschaftliche Akteur*innen 
auch in Deutschland bedeuten: Finanzämter haben unter Be-
rufung auf das attac-Urteil des Bundesfinanzhofes 2019  einer 
Reihe von Organisationen wegen der politischen Arbeit die Ge-
meinnützigkeit aberkannt. Dabei ist die Vorstellung einer unpoli-
tischen Gemeinnützigkeit gar nicht realistisch – eine Auffassung, 
die von einem aktuellen Rechtsgutachten im Auftrag der Gesell-
schaft für Freiheitsrechte gestützt wird. Es ist doch gerade ihre 
Aufgabe, gesellschaftliche Diskussionen voranzutreiben, Neues 
zu entwickeln und Politik zu korrigieren – nicht im Sinne von Ein-
zelinteressen, sondern dem Gemeinwohl verpflichtet. 

Die Zivilgesellschaft hat deshalb Gesetzesreformen zur Sicherheit 
und Anerkennung gemeinnütziger Arbeit, die sich auch politisch 
engagiert, gefordert, und die Politik hat Reformen angekündi-
gt. Solange befinden sich viele Organisationen in einer Situation 
der Verunsicherung. Denn mit dem Verlust der Gemeinnützigkeit 
wäre bzw. ist die Finanzierung der Arbeit in Gefahr: Spenden sind 
nicht mehr abzugsfähig, und die Organisation an sich ist in vielen 
Programmen nicht mehr förderfähig. 

Daneben stellen die Folgen der Coronakrise auch hierzulande zi-
vilgesellschaftliche Organisationen und ihre Räume vor neue He-
rausforderungen. Sie sind ebenso wie Unternehmen und kul-
turelle Einrichtungen nicht selten in ihrer Existenz bedroht. Sie 
müssen ihre Arbeitsfähigkeit in Zeiten von Lockdowns und Kon-
taktbeschränkungen aufrechterhalten, wofür sie auch staatliche 
Unterstützung und Flexibilität in den Förderbedingungen erhal-
ten. Ob dies ausreicht, ist nicht abzusehen. Sie sind vulnerabel, 
wirtschaftliche Engpässe und künftige Sparprogramme könnten 
ihre Räume verkleinern. 

Der Wert der Zivilgesellschaft gerade jetzt
Aber: Krisen haben es so an sich, dass vieles auf den Prüfstand 
gestellt wird und Umdenkprozesse einsetzen. Das bietet Chan-
cen für einen nachhaltigen und sozial gerechten Wiederaufbau. 
Dies wird jetzt verhandelt – und Zivilgesellschaft hat darin ihre 
Aufgaben: 

• Das Global Policy Forum Europe hat in einem Briefing im Mai 
festgestellt, dass die Verwirklichung der SDGs aufgrund der 
Pandemie gefährdet ist. Um so wichtiger ist es, dass die SDGs 
nicht aus dem Blick geraten. Hier ist Zivilgesellschaft ebenso 
wie die Politik auf allen Ebenen und weltweit gefragt.

• Zivilgesellschaft kann und soll jetzt das Bewusstsein dafür stär-
ken, dass der Klimawandel ebenfalls ein globaler Notstand ist 
– der „künftig jährlich über 250.000 Todesfälle durch Hitzewel-
len, Dürren und den Anstieg des Meeresspiegels verursachen 
könnte“ (DIE, Die aktuelle Kolumne vom 25.05.2020). Corona 
darf nicht dazu führen, dass jetzt Anstrengungen für die Be-

wältigung der Klimakrise abnehmen, vielmehr müssen sie in-
tensiviert werden. Im Sinne von: „Flatten the curve – ab jetzt 
auch bei der Erderwärmung“ (DIE).

• Für den globalen Solidargedanken: Gerade in und nach der 
Krise muss dieser gefördert werden, denn er könnte – auch 
wegen steigender nationaler Egoismen – geschwächt werden. 
Globale Solidarität als gesellschaftliche Vision ist Grundstein 
für Nachhaltigkeit, Demokratie, Frieden. Diese Werte gedei-
hen in zivilgesellschaftlichen Strukturen, in denen sich Bür-
ger*innen engagieren und in denen sie die so wichtigen Bei-
träge zum Gemeinwesen als solidarischer Zusammenhang 
leisten.

• Für migrantisch-diasporische zivilgesellschaftliche Organisati-
onen sind die Räume aufgrund bestehender gesellschaftlicher 
Barrieren auch ohne Corona schon beschränkt und könnten 
durch Corona verstärkt leiden. Sie müssen erhalten und erwei-
tert werden – wo nötig mit speziellen Förderungen.   

• Zentral ist die entwicklungspolitische Bildungsarbeit im In-
land: Für die Vermittlung von Kompetenzen und das Anstoßen 
von Lernprozessen, die für globale Solidarität genauso wich-
tig sind wie für notwendige Veränderungen im eigenen Land. 
Sie ist auch wichtig für die Akzeptanz von Entwicklungspolitik 
und die Bereitschaft einer Gesellschaft, Geld für globale Soli-
darität und damit für Entwicklungszusammenarbeit auszuge-
ben. Und: Ohne die Mitwirkung der Menschen in der Politik, 
im Kiez oder im eigenen Wohnzimmer ist die Transformation 
zur einer sozial und ökologisch nachhaltigen Welt nicht denk-
bar – denn sie muss gelebt werden. Entwicklungspolitische Bil-
dungsarbeit der Zivilgesellschaft stärkt dies.

Wollen wir Demokratie, Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit als 
Ziele nicht aufgeben, müssen sie global und in Deutschland un-
ter neuen Bedingungen erhalten und konsequent gefördert welt-
weit werden. Die dafür zentralen zivilgesellschaftlichen Räume 
sind durch shrinking spaces ohnehin schon bedroht und könnten 
durch die Corona-Krise weiter eingeschränkt werden. Unser ver-
stärkter Einsatz sollte jetzt dem Ziel gelten, Gesellschaften offen 
zu halten, Debattenräume zu erhalten und die Anstrengungen für 
die SDGs zu steigern. Dafür wird Zivilgesellschaft mehr gebraucht 
denn je, auch oder gerade in Zeiten von Corona.

Dr. Simon Ramirez-Voltaire ist Geschäfts-
führer der Arbeitsgemeinschaft der Eine 
Welt-Landesnetzwerke in Deutschland e.V. 
(agl). Er promovierte an der Freien Univer-
sität Berlin, wo er zu Demokratie, Partizi-
pation und Ungleichheit arbeitete.
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Definition

Shrinking Spaces: 
Was steckt dahinter?

oscar Del Valle, islamic relief Deutschland

In letzter Zeit ist der Begriff der Shrinking Spaces in der entwicklungspolitischen Szene sehr präsent. 
Was hat es mit diesem Phänomen auf sich? Wie äußert sich das, und wer ist davon betroffen? Shrinking 
Spaces ist genauer ausgedrückt als Shrinking Civic Spaces zu verstehen. Dieser Begriff meint die zuneh-
mende Einschränkung der zivilgesellschaftlichen Handlungsspielräume: Zum einen bedeutet es die Ein-
schränkung fundamentaler Rechte wie der Versammlungs-, Vereinigungs- und Meinungsfreiheit. Zum 
anderen bezeichnet dieses Phänomen die Tatsache, dass zivilgesellschaftliche Akteure, die für Regie-
rungen unbequem sind, in ihrer Arbeit behindert, mit Drohungen und Diffamierungskampagnen einge-
schüchtert oder sogar mit Gewalt attackiert werden. 
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Laut dem ciVicus Monitor leben heute nur drei Prozent der 
Weltbevölkerung in Ländern, in denen dieser Raum als offen be-
zeichnet werden kann; 111 Länder sind von einem eingeschränk-
ten zivilgesellschaftlichen Raum betroffen. Das Neue am Begriff 
Shrinking Spaces liegt in der Betonung auf shrinking – also darauf, 
dass die Einschränkung der Zivilgesellschaft eine Tendenz ist, und 
somit der zivilgesellschaftliche Handlungsspielraum immer wei-
ter schrumpft. In 24 der 111 betroffenen Länder spricht man 
mittlerweile sogar von Closed Spaces. Das Phänomen betrifft alle 
Regionen der Welt und sowohl autokratische Staaten als auch 
Länder, die vorgeblich demokratische Regierungen haben.

Wie machen sich diese shrinking spaces bemerkbar?
Regierungen haben viele Möglichkeiten, fundamentale Rechte 
einer Gesellschaft einzuschränken. Ein beliebtes Mittel für Re-
striktionen ist eine vorgebliche Anti-Terrorismus-Gesetzgebung. 
Aber auch über wachsende administrative Hürden, unverhältnis-
mäßige gesetzliche Kontrollen und Rechtsvorschriften gegen aus-
ländische Finanzierung sowie Steuergesetze wird versucht, zivil-
gesellschaftliche Organisationen – etwa entwicklungspolitische 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) – finanziell auszutrock-
nen und zu kontrollieren. Lebensbedrohlicher sind die Versuche 
einiger Regierungen, NGOs, Journalist*innen und Aktivist*innen 
zu kriminalisieren, zu inhaftieren oder psychisch und physisch zu 
bedrohen, wenn diese für die Regierung unbequem sind oder 
sich ihren wirtschaftlichen Interessen in den Weg stellen – ob 
zum Beispiel bei (neoliberalen) wirtschaftspolitischen Initiativen 
der Regierung, die oft Umweltschutz und Menschenrechte be-
stimmter Bevölkerungsgruppen und Minderheiten außer Acht 
lassen, oder bei wirtschaftlichen Interessen einzelner korrupter 
Funktionäre. Es kommt auch vor, dass Regierungsvertreter*innen 
Gerüchte, Falschmeldungen und Korruptionsvorwürfe verbrei-
ten, um unliebsame NGOs, Journalist*innen und Aktivist*innen 
zu diskreditieren. Auch private Unternehmen schüchtern zum 
Zweck von Ressourcensicherung mit Anklagen, Drohungen und 
Gewalt Menschenrechts- und Umweltschutzaktivist*innen ein, 
die sich gegen ihre wirtschaftlichen Interessen positionieren. 
Der Fall der indigenen Umweltaktivistin berta cáceres, die 2016 
beim Widerstand gegen die Einrichtung eines Wasserkraftwerks 
in Honduras ermordet wurde, ist weltweit bekannt. 2017 wurden 
laut der Organisation global witness 197 Umweltaktivist*innen 
ermordet und in mehr als der Hälfte der Fälle steckt ein privater 
Akteur dahinter – 2019 ist die Zahl auf mehr als 300 gestiegen.

Wer ist von shrinking spaces betroffen?
Wer Einschränkungen erlebt, kann nicht pauschal definiert wer-
den. Oft richten sich die Einschränkungen an NGOs. Bei Islamic 
Relief Deutschland arbeiten wir u.a. an Themen wie Bildung und 
Wasser sowie Kinder- und Frauenrechte. Je nach Kontext und In-
halt der Projekte können unsere Partner unter Druck geraten, 
wenn Regierungen oder Unternehmen eine Agenda gegen ihre 
Interessen vermuten. Zielscheibe werden aber meistens poli-
tisch aktive und regierungskritische soziale Bewegungen, Men-
schenrechts- und Umweltaktivist*innen oder Journalist*innen 
und NGOs. Die Organisation Front Line Defenders berichtet spe-
ziell von Diffamierungskampagnen weltweit, unter anderem 
gegen NGOs, wie etwa der Fall von people in need: Die Men-
schenrechts- und humanitäre Organisation wurde 2019 ohne 
Erwähnung von Gründen vom russischen Justizministerium als 

 „unerwünschte Organisation“ deklariert und musste ihre Arbeit 
im Land einstellen, um schwere Sanktionen, Gefängnisstrafen 
und die Gefährdung ihrer Partner zu vermeiden.

Wie sieht es in der eU mit shrinking spaces aus?
Innerhalb der EU ist laut CIVICUS in 12 Ländern – unter ande-
rem Italien, Österreich und Frankreich – der zivilgesellschaft-
liche Raum „verengt“. In Spanien trat 2015 ein Gesetz in Kraft, 
welches die Meinungs-, Presse und Versammlungsfreiheit ex-
plizit einschränkt. Der Staat macht freizügig davon Gebrauch 
und hat bereits über 4 Millionen Euro Bußgelder gegen Journa-
list*innen, Fotograf*innen und weitere Bürger*innen verhängt. 
Akuter noch ist der Fall Ungarns, das einzige EU-Land in der Ka-
tegorie „beschränkt“. Präsident Orbán setzte in den vergange-
nen Jahren immer mehr auf Diffamierung und einschränkende 
Gesetze: Zielscheibe einer medialen Diffamierungskampagne 
wurde zunächst die von George Soros gegründete Open Socie-
ty Foundation, die NGOs wie Transparency International oder 
Human Rights Watch fördert. Es folgten eine Reihe von Geset-
zen: Ein Gesetz erlaubt, internationale Universitäten sowie vom 
Ausland finanzierte NGOs verstärkt unter staatliche Kontrolle zu 
stellen und bei Nicht erfüllung von Auflagen diese zu schließen, 
wie im Fall der Zentraleuropäischen Universität (CEU). Ein wei-
teres Gesetzt kriminalisiert NGOs, die Flüchtlinge unterstützen, 
indem ihnen „Beihilfe zur illegalen Migration“ strafrechtlich vor-
geworfen wird. Dafür reicht es aus, Informationsmaterialien zum 
Asylrecht anzufertigen oder zu verbreiten. Ein weiteres restrik-
tives Mediengesetz konfrontiert Journalist*innen mit einer Viel-
zahl von Hindernissen, von absichtlicher Diffamierung bis hin zu 
physischer Inhaftierung und Gewalt. Letztlich ist auch das ganz 
aktuell in Kraft getretene „Corona-Gesetz“ ein Beispiel dafür. Es 
schränkt die Kontrolle durch das Parlament ein und macht es 
nach Ansicht von Menschenrechtsorganisationen für Orbáns Re-
gierung leicht, Journalist*innen für die Ausübung ihrer Arbeit für 
bis zu fünf Jahre ins Gefängnis zu stecken. Aber auch in Deutsch-
land gibt es erste Anzeichen: Mit dem Vorwurf, dass die „Einfluss-
nahme auf politische Willensbildung und Gestaltung der öffentli-
chen Meinung […] keinen gemeinnützigen Zweck erfüllt“, wurden 
2019 dem zivilgesellschaftlichen Netzwerk Attac und der Bürger-
bewegung Campact der Status der Gemeinnützigkeit aberkannt 
und damit die finanzielle Grundlage für ihre Existenz entzogen. 
Und so schwindet der Raum für eine aktive Zivilgesellschaft welt-
weit immer weiter – und damit auch die demokratischen Werte.

Der Beitrag basiert auf einem Text, der bereits 2018 bei VENRO 
erschienen ist. Unter www.ven-nds.de/shrinking-spaces finden 
sich neben dem Link zum ursprünglichen Text auch die Verweise 
auf diverse Quellen zu den im Text beschriebenen Fällen und  
Beispielen.

Oscar Del Valle studierte den Master-
studiengang International Development 
Studies in Marburg. 2017 war er als Refe-
rent bei VENRO für das Thema Shrinking 
Spaces zuständig und arbeitet nun bei  
Islamic Relief Deutschland, einer entwick-
lungspolitischen und humanitären NGO.
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https://www.frontlinedefenders.org/en/who-we-are
https://www.clovekvtisni.cz/en/who-we-are/about-us
https://www.frontlinedefenders.org/en/case/people-need-declared-undesirable-organisation
https://www.frontlinedefenders.org/en/case/people-need-declared-undesirable-organisation
https://monitor.civicus.org/updates/2020/04/06/calls-newly-elected-government-repeal-so-called-gag-lawr/
https://www.mdr.de/heute-im-osten/ngo-ungarn-100.html
https://www.mdr.de/heute-im-osten/ngo-ungarn-100.html
https://www.mdr.de/heute-im-osten/ngo-ungarn-100.html
https://www.mdr.de/heute-im-osten/ngo-ungarn-100.html
https://www.welt.de/politik/ausland/article164032321/EU-Kommission-eroeffnet-Verfahren-gegen-Ungarn.html
https://taz.de/Neues-Gesetz-in-Ungarn/!5514963/
https://monitor.civicus.org/updates/2020/03/27/corona-virus-bill-seeks-erode-freedom-expression-even-further/
https://balkaninsight.com/2020/03/31/hungary-no-longer-a-democracy-after-coronavirus-law/
https://balkaninsight.com/2020/03/31/hungary-no-longer-a-democracy-after-coronavirus-law/
https://www.attac.de/kampagnen/gemeinnuetzigkeit/gemeinnuetzigkeit/
https://www.attac.de/kampagnen/gemeinnuetzigkeit/gemeinnuetzigkeit/
https://www.attac.de/kampagnen/gemeinnuetzigkeit/gemeinnuetzigkeit/
http://www.ven-nds.de/schrinking-spaces
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betroffene von shrinking spaces

Einschränkungen des zivilgesellschaftlichen Raums treffen nicht alle gesellschaftlichen Gruppen gleichermaßen. Mehr als einer von 
fünf Vorfällen, die an CIVICUS gemeldet wurden, richtete sich explizit gegen Frauen.

frauen  |  22%

lGbti  |  14%

Gewerkschaften  |  13%

Umweltgruppen  |  12%

Jugendliche  |  12%

Geflüchtete/Migrant*innen  |  8%

schikanierung und einschüchterung  |  250

festnahme aktivist*innen + Journalist*innen  |  250

staatliche Zensur  |  178

restriktive Gesetze  |  126

angriff auf Journalist*innen  |  118

störung von protestaktion  |  111

Übermäßige Gewalt staatlicher sicherheitskräfte  |  96

Die instrumente der repression

Hunderte Einschränkungen der Zivilgesellschaft wurden CIVICUS für den Berichtszeitraum gemeldet. Diese Liste steht beispielhaft für 
eine Vielzahl weiterer Fälle weltweit.

Zahlen UnD fakten

Zivilgesellschaft weltweit
Der Atlas der Zivilgesellschaft 2020 von Brot für die Welt beschreibt die Lage der Zivilgesellschaft weltweit. Der Bericht stützt sich dabei 
auf Daten von CIVICUS – einer globale Allianz zur Stärkung der Bürgeraktion und der Zivilgesellschaft auf der ganzen Welt. Diese hat Be-
richte im Zeitraum vom 1. Oktober 2018 bis 11. November 2019 in 196 Ländern gesammelt.
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Zivilgesellschaftliche räume 
67% der Weltbevölkerung leben in Staaten mit unterdrückten und geschlossenen Gesellschaften. Das sind rund fünf Milliarden Men-
schen. In drei von vier Staaten ergreift die Regierung Maßnahmen gegen Menschenrechtsverteidiger*innen, Aktivist*innen und Journa-
list*innen. Nur 259 Millionen Menschen leben in Staaten mit offener Zivilgesellschaft.

3% 
259 Mio

offen 
• Menschen können unge-

hindert Vereinigungen bil-
den, Demonstrationen ab-
halten und Informationen 
verbreiten

• Autoritäten sind offen für 
Kritik von zivilgesellschaft-
lichen Organisationen 

• Es gibt intensiven und 
konstruktiven Dialog mit 
Bürg*innen, freie Medien 
und keine Zensur

• Regierungsinformationen 
sind leicht zugänglich.

14% 
1.080 Mio

beeintrÄchtiGt
• Das Recht auf Vereini-

gungs-, Versammlungs- 
und Meinungsfreiheit 
wird vereinzelt verletzt

• regierungskritisch gel-
tende Vereinigungen wer-
den teilweise juristisch 
verfolgt oder anderweitig 
schikaniert 

• unverhältnismäßige Ge-
walt, wie Tränengas oder 
Gummigeschosse, werden 
gegen friedliche Demons-
trant*innen eingesetzt

• eine freie Entfaltung der 
Presse wird durch strikte 
Regulierung oder Aus-
übung von politischem 
Druck auf Medienschaf-
fende unterlaufen.

16%  
1.203 Mio

beschrÄnkt 
• rechtliche und prak-

tische Einschränkungen 
behindern die freie 
Grundrechts entfaltung 

• Zivilgesellschaftliche  
Organisationen werden 
durch Überwachung, 
bürokratische Schikanen 
und öffentliche Demüti-
gung zersetzt

• Versammlungen werden 
häufig von Polizeikräften 
unter Einsatz exzessiver 
Gewalt auseinanderge-
trieben

• Journalist*innen sind von 
körperlichen Übergriffen 
und Verleumdungsklagen 
betroffen und zensieren 
sich selbst.

40% 
3.023 Mio

UnterDrÜckt 
• Aktivist*innen riskieren 

es, überwacht, drangsa-
liert, eingeschüchtert, in-
haftiert, verletzt oder so-
gar getötet zu werden 

• Exzessive Gewaltanwen-
dung seitens der Behör-
den (Einsatz von scharfer 
Munition, Massenver-
haftungen und Gewahr-
sam) gegen Demon-
strant*innen 

• Advocacy-Arbeit wird re-
gelmäßig verhindert

• Medien geben die Sicht 
des Staates wieder, unab-
hängige Stimmen werden 
routinemäßig durch Raz-
zien, körperliche Über-
griffe oder langwierige 
Strafverfahren verfolgt; 
Die Internetnutzung wird 
stark überwacht. 

27% 
2.027 Mio

Geschlossen 
• Atmosphäre der Furcht: 

Jegliche Kritik am herr-
schenden Regime wird 
schwer bestraft.

• Menschen werden für 
die Wahrnehmung ihrer 
Vereinigungs-, Versamm-
lungs- und Meinungs-
freiheiten inhaftiert, kör-
perlich misshandelt oder 
getötet. 

• Es gibt keine Medienfrei-
heit. Das Internet ist stark 
zensiert, und die meisten 
Webseiten sind geblockt.

Die Welt sieht rot: 
Zivilgesellschaft weiter unter Druck
153 Staaten behindern die Freiheit der Meinungsäußerung, das Recht auf fried-
liche Versammlung und auf Vereinigung. Das globale Netzwerk CIVICUS doku-
mentiert auf Basis umfangreicher, selbst erhobener Daten sowie Zahlen von 
Nichtregierungsorganisationen die Gefahren für die Entwicklung der Zivil-
gesellschaft. Der sogenannte Civic Space ist der Raum für zivilgesellschaftli-
ches Handeln, der in 196 Staaten beobachtet wird. Die laufend aktualisierten 

Siehe auch www.brot-fuer-die-welt.de/atlas-zivilgesellschaft

offen

Länder, zu denen CIVICUS keine Daten erhebt

beeinträchtigt

beschränkt

unterdrückt

geschlossen

CIVICUS-Einstufungen

8 Atlas der Zivilgesellschaft 20208

2020 BfdW_AtlasDerZivilgesellschaft-Inhalt.indd   8 03.02.20   09:33

Analysen fließen in Indexwerten für jedes Land zusammen, die CIVICUS in 
die fünf Kategorien „offen“, „beeinträchtigt“, „beschränkt“, „unterdrückt“ und 
„geschlossen“ unterteilt. Heute leben nur drei Prozent der Weltbevölkerung in 
Staaten mit einer offenen Zivilgesellschaft ‒ gegenüber im Vorjahr vier Prozent. 
Vor allem Frauen und Frauenorganisationen bekommen die Beschränkungen 
des Civic Space zu spüren.

9Die Welt sieht rot: Zivilgesellschaft weiter unter Druck
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inDiGene Unter DrUck

Widerstand gegen die 
Ölförderung im amazonas

christian cray im Gespräch mit 
Gilberto Mincaye nenquimo enqueri, präsident der Waorani

Das Volk der Waorani im Amazonasregenwald Ecuadors ist erst seit 60 Jahren in Kontakt mit der west-
lichen Gesellschaft. Die 3.500 Waorani leben traditionell in Familien im Wald, sie sind eigentlich halb-no-
madische Jäger*innen und Sammler*innen. Ihr Territorium umfasst 865.000 Hektar, das größte indigene 
Gebiet in Ecuador, das sie gegen die Erdölförderung, Bergbau und das illegale Eindringen von Holzfällern 
verteidigen. Teil ihres Gebietes ist die „Unberührbare Zone“, in der die letzten unkontaktierten Gruppen 
leben, die Taromenane und Tagaeri, die eine enge Verwandtschaft mit den Waorani eint. 
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Gilberto, was sind deine Ziele als präsident der Waorani?
Ich vertrete mein Volk über die NAWE, die Nacionalidad Waora-
ni del Ecuador, die politische und kulturelle Repräsentanz aller 
Waorani-Gemeinden in den Amazonasprovinzen Orellana, Napo 
und Pastaza. Ich möchte vier Ziele erreichen: Erstens dass unser 
Territorium über katasteramtlich erfasste Landtitel verfügt, so 
dass wir unseren Wald auch juristisch verteidigen können. Zwei-
tens brauchen wir in den Gemeinden eine verbesserte Infrastruk-
tur in Bildung und Gesundheit. Drittens sollte unser kulturelles 
Erbe, unsere Entstehungsgeschichte, Legenden und Erzählungen 
den kommenden Generationen erhalten bleiben, denn sie sind 
die Pfade in unsere Zukunft. Und viertens in Hinblick auf die Öl-
förderung in unserem Territorium: Wir wollen keine Öffnung neu-
er Ölplattformen, keine seismische Erkundung neuer Ressourcen. 
Von der bestehenden Förderung soll unser Volk endlich profitie-
ren und nicht nur die Nachteile zu spüren bekommen. Geldliche 
Entschädigung und Bestechungen für die Verschmutzung und die 
Ölunfälle, die den Wald unbewohnbar machen, unser Wasser 
verseuchen, unsere Familien spalten, Frauen in die Prostitution 
zwingen und den Alkoholismus fördern, sind keine Lösung.

bist du persönlich schon wegen deiner arbeit bedroht worden? 
Vergangenes Jahr habe ich für einen Gerichtsprozess der Waora-
ni gegen die Regierung übersetzt. Der Staat hatte ohne jede in-
formierte Zustimmung von den betroffenen Gemeinden mit der 
Ölexploration begonnen, es gab nicht mal einen Konsultations-
prozess. Die Behörde für indigene Angelegenheiten drohte, man 
würde mich für 12 Jahre ins Gefängnis stecken, wenn ich nicht 
mit ihnen kooperiere und in ihrem Sinne übersetze. Ich bin da-
rauf nicht eingegangen und habe im Sinne meines Volkes gehan-
delt. Den Prozess haben die Waorani dann gewonnen: Die Regie-
rung wurde vom Gericht zu Konsultationsprozessen verpflichtet. 
Ein großartiger Sieg für uns, den Wald und das Leben! 

Ich bin aber auch schon auf offener Straße bedroht worden: „Du 
denkst du weißt alles über das Erdöl...? Du wirst dich schon noch 
umschauen...“ Auch in sozialen Netzwerken gibt es Diffamie-
rungen. Und auch einige Waorani, die dem Geld verfallen sind, 
bedrohen mich. Ich weiß genau, wer das ist, und es schmerzt, 
wenn die eigenen Leute sich gegen einen wenden.

im oktober 2019 gab es schwere Unruhen überall in ecuador 
wegen der konditionen, die präsident Moreno für einen kre-
dit vom internationalen Währungsfond akzeptiert hat. Gab es 
im nachgang der Demonstrationen auch gegen euch gerichtete 
repressionen ?

Viele von uns Indigenen wurden von der Bundesstaatsanwalt-
schaft vorgeladen und eingeschüchtert. Eine lange Liste von 
Waorani, Kichwa, Shuar, Achuar, Sápara, Cofan und Afro-Ecuado-
rianer*innen. Auf juristischer Ebene konnte man uns die schwe-
ren Vorwürfe wie Tötungsdelikte oder Terrorismus allerdings 
nicht nachweisen.

Wie reagierst du auf diese bedrohungen?
Ich bin über die CONFENIAE (Confederación de Nacionalidades 
Indígenas de la Amazonía Ecuatoriana), dem Dachverband der 
Indigenen Nationen im Amazonasgebiet Ecuadors, im Austausch 
mit anderen Führungspersonen. Ich habe auch die Polizei ge-
beten, sich meine Telefonnummer zu notieren, um im Ernstfall 
schnell zu reagieren. Aber was bleibt mir? Ohne unseren Wider-
stand wäre unser Wald morgen schon in den Händen der Holzfäl-
ler*innen, Erdöl- und Bergbaugesellschaften. Es ist auch eine An-
gelegenheit der Generationen: Mein Vater würde niemals Geld 
für irgendetwas annehmen. Die Abhängigkeit vom Geld und das 
Versprechen materiellen „Fortschritts“ bedeuten viel für die jün-
geren Waorani, die Älteren sind skeptischer. Sie sehen auch die 
vielen leeren Versprechungen des Geldes.

Wie unterstützen euch zivilgesellschaftliche institutionen und 
bewegungen? Wer sind eure Verbündete?
Am wichtigsten sind unsere Dachverbände, vor allem die CONFE-
NIAE, über die wir Beschwerden einreichen und auch  Maßnah-
men zu unserem Schutz abstimmen. Angesichts der Aggressivität 
der Regierung und der Rohstoff-Industrien scheinen fundamen-
tale Rechte in Ecuador für uns Indigene nicht zu gelten, wie zum 
Beispiel das Recht auf einen angemessenen Wohnraum, Gesund-
heit, in Frieden zu leben oder freie Meinungsäußerung. Unter-
stützung kommt aber auch von NGOs, sowohl in der Entwicklung 
unserer kulturellen, politischen und wirtschaftlichen Autono-
mie als auch in der Verteidigung unseres Territoriums. Vom Staat 
erwarten wir uns keine Hilfe, obwohl alle Rechte in der Verfas-
sung festgeschrieben sind. Da geht es nur ums Geschäft mit dem 
Wald. Daher arbeiten wir eher mit nicht-staatlichen Organisati-
onen und Stiftungen zusammen. Sie sind es übrigens auch, die 
uns jetzt angesichts der Gefahr des Corona-Virus unterstützen.

Christian Cray arbeitet seit dreieinhalb 
Jahren mit den Waorani in Ecuador, zurzeit 
bei der Umweltorganisation Acción Ecológi-
ca. Bis 2016 hat er beim VEN gearbeitet. 

Gilberto Mincaye Nenqui-
mo Enqueri, Präsident der 
Waorani, erzählt von den Be-
drohungen, denen diejeni-
gen Waorani ausgesetzt sind, 
die sich gegen die Rohstoff- 
Industrie wehren.
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Menschenrechte iM iran

repressionen, Justizwillkür und 
unerschrockene aktivistinnen

azadeh Moalem

Der iranische Staat unterdrückt politisches und soziales Engagement. Anfang der 2000er Jahre for-
mierte sich die Zivilgesellschaft neu – u. a. erstarkte die Frauenbewegung wieder. Seit den Protesten 
nach der Präsidentschaftswahl 2009 hat sich die Menschenrechtslage weiter verschlechtert. Viele 
Menschenrechtler*innen, Journalist*innen und Frauenrechtsaktivist*innen verließen wegen der Re-
pressalien das Land. Die, die noch geblieben sind, haben mit Schikanen, Drohungen und Verhaftungen 
zu kämpfen.  

12
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kämpferin für freiheitsrechte: narges Mohammadi
Narges Mohammadi setzt sich seit über 20 Jahren unermüd-
lich für Menschenrechte ein. Zurzeit ist die bekannte Aktivistin 
inhaftiert, ihr Gesundheitszustand ist kritisch. Mit der späteren 
Friedensnobelpreisträgerin Shirin Ebadi gründete Narges Mo-
hammadi 2002 das Zentrum 
der Menschenrechtsvertei-
diger*innen, das sich für die 
rechte von Minderheiten 
einsetzte und Regimekriti-
ker*innen juristischen Bei-
stand bot. 2010 wurde sie 
deshalb verhaftet und we-
gen „Gefährdung der inne-
ren Sicherheit und Propa-
ganda gegen die Islamische 
Republik“ angeklagt. Die 
erste Verurteilung zu einer 
elfjährigen Haftstrafe wurde später auf sechs Jahre reduziert. 
Wegen einer schweren Krankheit wurde sie 2012 aus der Haft 
entlassen. 

Gemeinsam mit weiteren Aktivist*innen rief Mohammadi 2013 
eine Kampagne für die Abschaffung der Todesstrafe ins Leben. 
Iran hat nach China die meisten Hinrichtungen weltweit. Im ver-
gangenen Jahr wurden laut Amnesty International mindestens 
251 Todesurteile vollstreckt. 2016 wurde Mohammadi wegen ih-
rer Aktivitäten zu weiteren 16 Jahren Haft verurteilt.

Auch im Gefängnis hat sie ihren Kampf für eine gerechtere Ge-
sellschaft nicht aufgegeben. Als im vergangenen Jahr landeswei-
te Proteste der Bevölkerung gegen die iranische Regierung ge-
waltsam unterdrückt wurden, organisierte Narges Mohammadi 
im Gefängnis einen Sitzstreik: Sie solidarisierte sich mit den Pro-
testierenden und den Familien der Getöteten. Daraufhin wurden 
die Streikenden mit einem Besuchs- und Anrufverbot bestraft. 
Mohammadi wurde in ein anderes Gefängnis verlegt, wo sie laut 
Angaben ihres Anwaltes im Trakt der schweren Straftäterinnen 
untergebracht ist. Sie habe von einer Mitgefangenen eine Mord-
drohung bekommen. 

„Ich stehe zu jeder einzelnen meiner Aktivitäten der letzten Jahre 
aus dem Evin-Gefängnis heraus; dem Organisieren von Sitzungen, 
meinen Stellungnahmen und Äußerungen. Ich werde den Preis 
dafür [...] zahlen“, schreibt Mohammadi Anfang Mai 2020 in ih-
rer Antwort an die Staatsanwaltschaft Teheran, die im März zwei 
weitere Verfahren gegen Mohammadi eingeleitet hat.

frauenrechtsaktivistin bahareh hedayat
Bahareh Hedayat wurde als studentische Aktivistin bekannt und 
setzt sich insbesondere für die Abschaffung der diskriminie-
renden Gesetze gegen Frauen ein. Die damals 24-Jährige wurde 
2005 als einzige Frau in den Zentralrat ihrer Studentenorganisa-
tion gewählt. Sie verstand und verbreitete Gleichberechtigung 
fortan als eine der Forderungen der Student*innenbewegung. 
2005 und 2006 war sie Mitorganisatorin der Kundgebungen zum 
Weltfrauentag. Als 2006 die Polizei die Kundgebung gewaltsam 
auflöste, wurde Hedayat zum ersten Mal verhaftet.  Sie wurde zu 
zwei Jahren Haft auf Bewährung verurteilt.

Im Dezember 2009 wurde sie erneut verhaftet, weil sie sich an 
den Protesten nach der Präsidentschaftswahl beteiligt und sich 
mit den politischen Gefangenen solidarisiert hatte. Im Mai 2010 
wurde sie der „Propaganda gegen das System, Störung öffent-
licher Ordnung, Teilnahme an illegalen Treffen, Beleidigung des 

Präsidenten, Beleidigung 
des Obersten Führers und 
Kommunikation mit auslän-
dischen Medien“ angeklagt 
und zu 9,5 Jahren Haft ver-
urteilt. Die Strafe verbüßte 
sie bis 2016 im für Folter be-
rüchtigten Evin-Gefängnis.

Seit ihrer Entlassung erfährt 
die Aktivistin immer wieder 
Repressalien. Zuletzt wur-
de sie im Februar 2020 ver-

haftet und dabei brutal geschlagen. Über den Grund der Ver-
haftung gibt es keine klaren offiziellen Angaben. Wahrscheinlich 
steht sie im Zusammenhang mit den Protesten gegen die Regie-
rung im vergangenen Jahr, die von den Sicherheitskräften nieder-
geschlagen wurden. Offizielle Angaben über die Zahl der Toten 
und Verhafteten gibt es auch nach Monaten nicht. Die Pressea-
gentur Reuters berichtete über 1.500 Tote.
 
Im Gefängnis protestierte Hedayat mit einem Hungerstreik ge-
gen ihre Verhaftung. Sie wurde zunächst gegen eine hohe Kauti-
on freigelassen. Das Gerichtsverfahren schwebt weiterhin wie ein 
Damoklesschwert über ihr.

engagement in niedersachsen
Die Geschichten von Narges Mohammadi und Bahareh Hedayat 
stehen beispielhaft für viele weitere Aktivistinnen. Menschen-
rechtsorganisationen wie Amnesty International setzen sich welt-
weit für ihre Rechte ein. In Niedersachsen sind mehr als 50 Grup-
pen von Amnesty International aktiv. Die Amnesty International 
Hochschulgruppe Hannover hat auch die Fälle der Iranerinnen 
begleitet. Sie fordert weiterhin die sofortige Entlassung Moham-
madis. Bis dahin soll sie eine ausreichende medizinische Versor-
gung erhalten und in der Haft nicht misshandelt oder gefoltert 
werden. Dafür sammelt die Gruppe Unterschriften, informiert 
und sensibilisiert die Öffentlichkeit und schreibt regelmäßig den 
iranischen Behörden und dem Botschafter. Ähnliches hatten die 
Engagierten auch schon im Fall von Hedayat getan. Im Rahmen 
weltweiter Proteste haben mehr als 100.000 Menschen mit Pe-
titionen und Briefen Druck auf die iranische Regierung ausgeübt, 
der schließlich zu ihrer Freilassung führte. 

Weitere Infos zur Arbeit von Amnesty International in 
Niedersachsen: www.amnesty.de/mitmachen/gruppe-finden.

Azadeh Moalem hat ihre Kindheit und Jugend in Iran verbracht. 
In Deutschland studierte sie Islamwissenschaft und hat bei einer 
Menschenrechtsorganisation gearbeitet.  

Bahareh HedayatNarges Mohammadi
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interVieW Mit DeM flÜchtlinGsrat

 „Wir müssen für Vieles 
gewappnet sein“

Juliane Jesse im Gespräch mit kai Weber, Geschäftsführer des flüchtlingsrates niedersachsen 

Europa galt bisher als Bollwerk der Demokratie und Hüterin der Menschenrechte. Deshalb ist der Trend zu rechtsnati-
onalem Populismus hier besonders besorgniserregend. Das Schüren von Ängsten, das Denken in Feindbildern sowie 
beleidigende Rhetorik unter anderem gegen Migrant*innen und Geflüchtete spalten unsere Gesellschaft und schaffen 
ein immer schwierigeres Umfeld für zivilgesellschaftliche Akteure. 

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen ist ein solcher Akteur. Die landesweit tätige Menschenrechtsorganisation ist Mitte 
der 1980er Jahre als ein Zusammenschluss niedersächsischer Initiativen, Organisationen und Einzelpersonen entstan-
den. Ziel ist es, gemeinsam für den Schutz und eine menschenwürdige Lebensperspektive von Geflüchteten und Mi-
grant*innen mit prekärem Aufenthaltsrecht einzutreten. 

Aktion vor dem Landtag: Flüchtlingsrat und Flüchtlingsinitiative Wolfsburg fordern Hilfe vom Land:  
Wer für syrische Flüchtlinge gebürgt hat, soll nicht in den finanziellen Ruin gestürzt werden.
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Kai Weber ist seit 1990 Geschäftsfüh-
rer des Flüchtlingsrates Niedersachsen. 
Nach seiner Zivildienstzeit und Arbeit 
in Behinderteneinrichtungen studierte 
er Sozialarbeit und Pädagogik. 

herr Weber, die mediale berichterstattung zu engagement für 
Geflüchtete spricht eine deutliche sprache:  im vergangenen 
Jahr zeigte sich die kriminalisierung von seennotrettung am 
fall von carola rackete sehr eindrücklich. Mitarbeiter*innen 
von hilfsorganisationen werden zunehmend angegriffen, wie 
etwa im März auf lesbos geschehen. Die rettung von Men-
schen aus dem Mittelmeer wird somit immer gefährlicher. sie 
spiegelt dabei nur einen teil des engagements wieder. Welchen 
beitrag leisten sie hier in niedersachsen zur Unterstützung von 
Geflüchteten?  

Die Menschen, die Schutz in Deutschland suchen, wollen hier 
so schnell es geht ankommen und Teil der Gesellschaft werden. 
Sie wünschen sich ein Leben in Würde und Sicherheit, einen All-
tag mit eigener Wohnung, einen Job, soziale Kontakte. Als unab-
hängige Menschenrechtsorganisation unterstützen wir Geflüch-
tete mit individueller Beratung und Rechtshilfe und engagieren 
uns mit begleitender Lobbyarbeit für eine von Offenheit und Hu-
manität geprägte Flüchtlingspolitik. Mit Stellungnahmen, Bünd-
nisarbeit und Gesprächen mit Politiker*innen wollen wir den oft 
sprachlosen Ankommenden eine würdige Perspektiven verschaf-
fen. Wir bieten Fortbildungen an, sorgen für die Vernetzung der 
verschiedenen Initiativen und setzen auch eigene Projekte um. 

lassen sie uns zunächst mit einer beschreibung der ist-situati-
on beginnen. Wo steht der flüchtlingsrat mit seinem engage-
ment gerade?
Wir haben in den letzten 30 Jahren bemerkenswerte Fortschritte 
in der Asylpolitik gemacht. Wir haben die einstige systematische 
Entrechtung Geflohener weitestgehend überwunden; Menschen 
können einfacher eine Arbeitserlaubnis bekommen, mehr Her-
kunftsländer und Fluchtgründe werden im Asylgesuch anerkannt. 
Diese Änderungen gehen nicht nur – aber auch – auf die kontinu-
ierliche Arbeit von uns Flüchtlingsräten zurück. Gleichzeitig be-
obachten wir seit 2015 einen Rollback, den ich in dieser Schnel-
ligkeit und Ruppigkeit so nicht für möglich gehalten hätte. 

2015 verkündete angela Merkel optimistisch „Wir schaffen 
das“ und setzte sich für die aufnahme von vielen Menschen in 
not ein. 890.000 schutzsuchende kamen nach Deutschland. ist 
das nicht auch ein großer erfolg für die flüchtlingsräte?

Als Deutschland 2015 so viele Menschen aufgenommen hat, gab 
es zunächst eine bemerkenswerte Solidaritätsbewegung. Men-
schen fühlten sich aufgerufen, den Geflüchteten ein Ankommen 
in Deutschland zu ermöglichen und sie dabei zu unterstützen. 
Und das trotz oder gerade wegen der hohen Geflüchtetenzahlen. 
Kurz darauf hat eine Spaltung der Gesellschaft eingesetzt. Ras-
sistische Stimmungen und rechte Bewegungen wurden lauter 
und stärker. Die Politik hat darauf reagiert und sich inhaltlich die-
sen Gruppen angenähert. So hat die Große Koalition aus CDU/
CSU und SPD mit mehr als 20 Gesetzesinitiativen in drei soge-
nannten Asylpaketen seit Oktober 2015 die härtesten asyl- und 
aufenthaltsrechtlichen Verschärfungen der letzten 20 Jahre ver-

abschiedet. Dies hat zur nachhaltigen Verschlechterung der Auf-
nahmebedingungen in Deutschland geführt. Dazu gehören die 
Ausweitung der Liste sogenannter „sicherer Herkunftsstaaten“, 
die Einführung sogenannter beschleunigter Asylverfahren und 
das Absenken der Schutzquote, immer längere Unterbringung in 
Lagern oder der immer stärkere Fokus auf Abschiebungen. 

Was genau erschwert ihre arbeit heute?
Die Tatsache dass Rechtspopulisten inzwischen nicht nur auf 
der Straße sind, sondern auch in die Parlamente eingezogen 
sind, hat die Pole in der politischen Debatte verschoben. Politi-
ker*innen insbesondere der Großen Koalition haben sprachliche 
Elemente der AfD übernommen, z. B. das Wort „Asylindustrie“. 
Durch derartige Diskursverschiebungen werden einerseits Unter-
stützer*innen von Geflüchteten diffamiert, aber auch Geflüchte-
te selbst werden von etablierten Parteien immer wieder ange-
griffen und stigmatisiert. Diese Verrohung der Sprache geht mit 
Verschärfungen im Asylrecht einher. Und im öffentlichen Raum 
führt sie zu immer mehr rassistischen Angriffen auf Geflüchte-
te oder People of Colour. Dankenswerterweise sieht es bei uns 
in Niedersachsen noch nicht so drastisch aus: Ministerpräsident 
Weil, Innenminister Pistorius und Sozialministerin Reimann sind 
bestrebt, pragmatische Lösungen zu finden. Wir sind aber auch 
nicht davor gefeit, dass in Deutschland ähnliches passiert wie in 
Italien und Österreich, wo rechte Parteien einen Teil der Regie-
rung stellten. 

inwiefern verschärft die corona-pandemie die situation? 
Mit Corona erleben wir eine Renationalisierung der Politiken. Je-
de*r schaut auf sich – die Internationale Zusammenarbeit wird 
geschwächt. Wir erleben eine Politik des gegenseitigen Misstrau-
ens und der abgeschotteten Grenzen. Der Rassismus grassiert: 
Menschen, die aus dem Ausland kommen oder aufgrund äuße-
rer Merkmale als „ausländisch“ imaginiert werden, müssen er-
leben, dass sie als Virenträger*innen und Unheilsbringer*innen 
verdächtigt und teilweise sogar angegriffen werden. Das bietet 
auch für rechtspopulistische Gruppen Anknüpfungspunkte. In 
der Politik sehen wir, wie mit zweierlei Maß gemessen wird: Wäh-
rend überall Abstandsregeln eingehalten werden sollen, müssen 
Geflüchtete weiter in Massenunterkünften leben, in denen das 
schlicht nicht möglich ist. Kommt es dann zum Ausbruch von In-
fektionen, werden Corona-Schutzmaßnahmen bei Geflüchteten 
viel rigider durchgesetzt, oftmals ohne jede Rücksicht auf die 
Grund- und Freiheitsrechte der Betroffenen. Oft werden ganze 
Unterkünfte unter Quarantäne gestellt, in denen dann Infizierte 
und Nichtinfizierte weiter gemeinsam leben müssen. Unfassbar! 
Es wird sich noch zeigen, wie ernst der Staat es mit den Men-
schenrechten nimmt und inwiefern wir für diese solidarisch in 
Europa einstehen. 

Juliane Jesse ist Eine Welt-Fachpromo torin 
für Öffentlichkeitsarbeit und Inter nationales. 
Sie unterstützt entwicklungspolitische Grup-
pen in ihrer Öffentlichkeitsarbeit, um mehr 
Menschen für Globale Gerechtigkeit zu  
sensibilisieren und zu aktivieren.
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 „Wir sind die 
expert*innen für afrika“

Mana atiglo und Juliane Jesse im Gespräch mit abdou ouedraogo,  
Vorsitzender des afrikanischen Vereins ostfriesland 

Der Afrikanische Verein Ostfriesland (AVO) berät und unterstützt Afrikaner*innen in Ost-
friesland, organisiert Informationsveranstaltungen z. B. zu Gesetzen, die Migrant*innen be-
treffen und vertritt die Interessen der Mitglieder gegenüber der Politik. Außerdem engagiert 
sich der AVO entwicklungspolitisch. Bei der Umsetzung der Vereinsziele erlebt Ouedraogo 
immer wieder Hürden und Anfeindungen. 

Abdou Ouedraogo ist 61 Jahre alt und Deutsch-Burkinabe. Der gelernte Kommunikationselektroniker 
und Diplom-Ingenieur für Maschinenbau lebt seit 1985 in Deutschland. Er ist Vorsitzender des Integrati-
onsrates der Stadt Emden, Delegierter im Niedersächsischen Integrationsrat und Vorsitzender des AVO.
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Wie sieht ihr entwicklungspolitisches engagement aus? Vor 
welchen herausforderungen stehen sie?
Neben der klassischen Interessenvertretung unterstützt der AVO 
entwicklungspolitische Projekte seiner Mitglieder und begleitet 
sie bei der Realisierung ihrer Ideen. Einige von uns wollen in ihre 
Heimatländer zurückkehren. Mit dem hier erworbenen Wissen 
wollen sie etwas für sich selbst, ihre Familien und auch für das 
Land bewegen. Andere haben sich entschieden, in Deutschland 
zu bleiben: Durch ihre Erfahrungen in der Diaspora haben sie 
wertvolle Expertise erworben, die man für eine erfolgreiche Ent-
wicklungspolitik braucht. 

Gerade als afrikanischer Verein erfahren wir wenig Unterstützung 
bei der Umsetzung unserer entwicklungspolitischen Projekte. Es 
ist für Afrikaner*innen sehr schwer, für ihre eigene Sache Für-
sprecher*innen zu gewinnen. Schwierig sind das Finden neu-
er Kooperationspartner*innen für Projekte oder aber auch die 
Mittelakquise  für deren Umsetzung. Gemeinnützige Organisati-
onen sind zudem auf Beiträge ihrer Mitglieder angewiesen. Häu-
fig können Migrant*innen ihre Vereine nicht in der Weise finanzi-
ell unterstützen, wie sie es gerne tun würden. Dies trifft auch auf 
den AVO zu. Die Mittelakquise braucht viel Zeit und gute Kennt-
nisse über die Förderlandschaft. MSOs haben kaum hauptamt-
liche Unterstützung bei ihrer Arbeit. 

Werden die expertise und die erfahrungen von der Diaspora 
ausreichend in der entwicklungspolitik einbezogen?
Leider haben immer noch viele Menschen Vorurteile insbeson-
dere gegenüber Menschen afrikanischer Herkunft. Der Kontinent 
wird mit dem Begriff „primitiv“ gebrandmarkt, gleiches gilt für 
alle Afrikaner*innen, insbesondere für die aus dem südlichen Teil 
Afrikas. Sie werden nicht als gleichberechtigte und ebenbürtige 
Gesprächspartner*innen wahrgenommen. Bewusst oder unbe-
wusst erkennt man ihre Expertise nicht an und verweigert ihnen 
die entsprechende Anerkennung. Das hat auf vielen Ebenen der 
Gesellschaft, in der Wirtschaft und Politik sowie in Bezug auf Par-
tizipation große negative Auswirkungen.

Nach meiner Erfahrung werden insbesondere Menschen, die 
aus Afrika stammen, zudem von Entscheidungsträger*innen be-
nachteiligt. Große Entwicklungsprojekte in Afrika werden nur 
selten von Afrikaner*innen durchgeführt. Dabei sind sie die Ex-
pert*innen für ihre Sache und wissen häufig, worauf es ankommt. 

haben sich die rahmenbedingungen für ihre arbeit in den letz-
ten Jahren verändert? 
Täglich merken wir, dass wir nicht zur Mehrheitsgesellschaft ge-
hören, sondern Teil einer Minderheit sind. Es gab mal eine Zeit, 
in der ich glaubte, wir könnten in Deutschland in einer multi-
kulturellen Gesellschaft zusammen leben. Doch mit der Debat-
te um die „Flüchtlingskrise“ hat sich das geändert. Die Begriffe 
„Migration“ und „Integration“ werden nun häufiger mit Proble-
men und dem Verlust der eigenen Kultur in Verbindung gebracht. 
Kulturelle Vielfalt wird von immer mehr Menschen hierzulande 
als Gefahr gesehen. Rassismus und Diskriminierung werden jetzt 
offener gelebt als je zuvor: ob beim Arztbesuch, bei der Woh-
nungssuche oder beim Einkaufen – als Migrant*innen bekom-
men wir das ganze Ausmaß des Rassismus und der Diskriminie-
rung mit  voller Wucht zu spüren. Die Betroffenen suchen bei uns 
Schutz und Hilfe. Je mehr Menschen sich von rechter Ideologie 

angesprochen fühlen, um so geringer wird unser Handlungsspiel-
raum. Denn unsere Arbeit lebt nicht nur von der Zusammenar-
beit mit staatlichen Institutionen und anderen Organisationen, 
sondern auch von der Zusammenarbeit mit einzelnen Menschen. 

Welche erfahrungen mit Diskriminierung haben sie persönlich 
gemacht? 
Einige trauen sich nicht mehr, offen Migrant*innen zu unterstüt-
zen, weil sie Repressalien von Deutschen in ihrem Umfeld be-
fürchten. Das musste ich selbst erleben: Einige Personen, mit de-
nen ich mich früher gerne ausgetauscht habe, halten plötzlich 
Abstand. Migrant*innen trauen sich nicht mehr, sich wie früher 
in der Öffentlichkeit zu zeigen. Viele fühlen sich persönlich abge-
lehnt, und es gibt auch viel mehr persönliche Beleidigungen als 
früher. Das wirkt sich dann natürlich auf deren Engagement und 
auch auf unsere möglichen Aktivitäten im Verein aus. 

Auf Facebook, aber auch im persönlichen Gespräch höre ich Sät-
ze wie: „Die passen doch hier nicht her“ und „Sie sollen dort blei-
ben, wo sie hin gehören.“ Das ist ein Angriff auf die Menschen-
würde der Betroffenen. Ich selbst wurde auch schon mehrfach 
für mein Engagement angegriffen. Einige Menschen geben mir 
persönlich die Schuld, dass Geflüchtete nach Deutschland kom-
men, weil ich sie mit unserem Verein unterstütze. Solche Situati-
onen sind sehr herausfordernd. 

Wie gehen sie damit um?
Man braucht sehr viel Geduld, Zeit des Nachdenkens und innere 
Ausgeglichenheit, um damit einigermaßen umgehen zu können. 
Ich entscheide jedes Mal neu, ob es sich lohnt, mit meinem Ge-
genüber ins Gespräch zu gehen. Ganz wichtig dabei ist, dass ich 
immer die Lage unter Kontrolle habe. Das heißt, ich muss die He-
rausforderung immer mit großer Disziplin annehmen, und das er-
fordert viel Energie von einem. Aber ich habe die Erfahrung ge-
macht, dass es sich sehr lohnt.

Was wünschen sie sich für die Zukunft?
In der Diskussion über Migration und Integration sollte ein Pa-
radigmenwechsel stattfinden. Zur Förderung der Demokratie 
sind in dieser Zeit dringend mehr Debatten notwendig. Ich wün-
sche mir, dass Entscheidungsträger*innen die Anliegen der Mi-
grant*innen ernst nehmen. Man soll sie nicht nur tolerieren, 
sondern akzeptieren, dass sie auch zu Deutschland gehören. Wo 
sie Unterstützung brauchen, sollte man sie bewusst fördern, so 
dass sie am gesellschaftlichen Leben und am politischen Gesche-
hen angemessen teilnehmen können. Wenn das geschieht, dann 
kann meine Arbeit auch wieder Spaß machen.

Mana Atiglo ist Fachpromotorin für  
Migration und Entwicklung beim VEN.  
Sie unterstützt migrantische Organisati-
onen bei Projektentwicklung und Antrag-
stellung und bringt ihre Perspektiven in  
die politische Arbeit des Verbandes ein.



GeMeinnÜtZiGkeitsrecht

Demokratie braucht 
eine sich einmischende 

Zivilgesellschaft!
annika härtel, Verband entwicklungspolitik niedersachsen
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Die globalisierungskritische Bewegung attac, die Bür-
ger*innen-Bewegung Campact, die Online-Petitionsplattform   
change.org oder die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – 
Bund der Antifaschist*innen: All diesen namhaften Vereinen 
wurde in den vergangenen Jahren die Gemeinnützigkeit entzo-
gen oder mit dem Entzug gedroht. Diese Entwicklung ist demo-
kratiegefährdend – und betrifft auch entwicklungspolitische Ver-
eine.

Ein Verein engagiert sich für Menschenrechte in einem südame-
rikanischen Land. Einen Zweck „Förderung der Menschenrechte” 
gibt es im Gemeinnützigkeitsrecht aber nicht. Wohl aber: „För-
derung der Entwicklungszusammenarbeit”. Der Verein hält das 
für passend, um die eigene Arbeit zu beschreiben. Doch das ört-
liche Finanzamt hat eine andere Vorstellung davon, was Entwick-
lungszusammenarbeit ist: Damit sei nur die wirtschaftliche Ent-
wicklung gemeint. Das Amt verlangt, die Aktivitäten anzupassen, 
ansonsten sei die Gemeinnützigkeit bedroht – und damit Zu-
wendungen aus Bundesmitteln und Stiftungen. Was wie ein Fall-
beispiel aus dem Jurastudium klingt, ist ein anonymisierter und 
von der Allianz Rechtssicherheit für politische Willensbildung 
gesammelter, real existierender Fall. Die dargestellte Auseinan-
dersetzung zwischen dem Verein und dem für ihn zuständigen 
Finanzamt zeigt, dass nicht nur große NGOs wie attac oder Cam-
pact von der aktuellen Gemeinnützigkeitsdebatte in Deutschland 
betroffen sind. Vielmehr sind auch solche davon bedroht, deren 
Schwerpunkte entwicklungspolitische Bildungs-, Kampagnen- 
und Lobbyarbeit im In- und Ausland umfassen.

Was ist das problem?
Zahlreiche Vereine bangen zum Teil schon seit Jahren um ihre 
Gemeinnützigkeit. Der Grund hierfür ist, dass die für sie zustän-
digen Finanzämter gesellschaftspolitische Aktivitäten als nicht 
gemeinnützig bewerten – auf Basis zum Teil fragwürdiger Inter-
pretationen. Die Gemeinnützigkeit eines Vereins wird über den 
sogenannten „Anwendungserlass zur Abgabenordnung“ (AEAO) 
geregelt. Darin ist festgehalten, dass politische Tätigkeit nur „im 
Einzelfall“ möglich sein soll und diese „weit in den Hintergrund“ 
der gemeinnützigen Tätigkeit treten muss. Der Gesetzgeber will 
damit verhindern, dass Vereine die Aufgaben von Parteien über-
nehmen und die öffentliche Meinungsbildung zu stark beeinflus-
sen. In der Praxis kann das jedoch bedeuten, dass auf einmal po-
litische Bildungsarbeit zu globalen Gerechtigkeitsthemen in Frage 
gestellt wird. Entwicklungspolitische Vereine haben plötzlich Pro-
bleme, Projekte zur Stärkung von Menschenrechten im Gobalen 
Süden durchzuführen. So steht auf einmal auch entwicklungspo-
litische Arbeit in Frage.

Was bedeutet das für unsere Zivilgesellschaft?
Der Interpretationsspielraum der Finanzämter über die Ange-
messenheit und Zulässigkeit politischer Äußerungen und Aktivi-
täten von Vereinen führt zu einer starken Verunsicherung – und 
einer Einschränkung ihrer Tätigkeiten. Doch eine lebendige De-
mokratie braucht eine starke und mutige Zivilgesellschaft. NGOs 
sind Orte, an denen Menschen zusammenkommen und sich or-
ganisieren, sich bilden und für unsere Gesellschaft fundamental 
wichtige Themen wie Solidarität, Frieden und Gerechtigkeit öf-
fentlich eintreten. Sie bilden ein Gegengewicht zu eigennützigen 
Interessen von Lobbyist*innen und verhindern vorschnelle poli-
tische Entscheidungen.

Unser Grundgesetz garantiert das Recht auf freie Meinungsäu-
ßerung, auf Versammlungsfreiheit und das Recht auf informati-
onelle Selbstbestimmung. Vereine, die Menschen bei der Wahr-
nehmung dieser Grundrechte unterstützen, fördern daher auch 
unsere Demokratie.

Was tun?
Die Allianz Rechtssicherheit für politische Willensbildung, ein Zu-
sammenschluss aus 170 Vereinen und Stiftungen, will „Rechts-
sicherheit schaffen durch gesetzliche Klarstellungen“. Die Allianz 
will kurzfristig eine Änderung der Abgabenordnung erreichen so-
wie Ergänzungen in der Liste der gemeinnützigen Zwecke. Lang-
fristig kämpft sie aber für ein modernes Gemeinnützigkeitsrecht.

Die Allianz befürchtet, dass zwischen 2020 und 2022 wegen der 
regelmäßigen Gemeinnützigkeitsprüfungen noch hunderte Orga-
nisationen ihre Gemeinnützigkeit verlieren werden. Daher übt sie 
Druck auf Bundesfinanzminister Olaf Scholz aus. Dieser beschloss 
aufgrund dessen im Februar dieses Jahres ein Aussetzen der Ge-
meinnützigkeitsprüfungen von Vereinen bis Ende 2021. Die 
Atempause wollen die Politiker*innen nutzen, um Änderungen 
am Gemeinnützigkeitsrecht vorzunehmen. Für uns als Zivilgesell-
schaft bedeutet das: Dran bleiben!

Annika Härtel koordiniert das VEN-Projekt 
„weltwechsel Niedersachsen“, die Aktions-
woche zu globalen, gesellschaftspolitischen 
Themen in ganz Niedersachsen im  
November 2020.  

Zukunft gestalten ist gemeinnützig! eine Welt- 
arbeit und die Debatte zur Gemeinnützigkeit in 
der folge des attac-Urteils des bundesfinanz-
hofes Hintergrund- und Diskussionspapier des 
Fach forums Partizipation und Zivilgesellschaft der 
Arbeits gemeinschaft der Eine Welt Landesnetz-
werke (agl) t1p.de/agl-gemeinnuetzigkeit

Der VEN ist Mitglied der agl, diese ist wiederum 
Mitglied in der allianz für rechtssicherheit für 
politische Willensbildung.  
www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnützig.de

rechtsgutachten zum thema politische betätigung 
gemeinnütziger körperschaften 
Prof. Dr. Sebastian Unger, Lehrstuhl für Öffentliches 
Recht, Wirtschafts- und Steuerrecht, Juristische 
Fakultät der Ruhr-Universität Bochum
t1p.de/rechtsgutachten

Weitere inforMationen
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Weltoffen, soliDarisch UnD nachhaltiG

Global(es) lernen ist 
politische bildung 

Marion rolle, Verein niedersächsischer bildungsinitiativen

Die politische Landschaft in Deutschland und in Europa hat sich in den vergangenen Jahren stark verändert. 
Rechtspopulistische und -extreme Parteien regieren in mehreren europäischen Ländern. In allen deutschen 
Landtagen und im Bundestag ist die AfD vertreten. Es ist ein gesellschaftliches Klima entstanden, in dem Ras-
sismus und rechte Meinungen „salonfähig“ geworden sind. Zugleich werden Haltungen, die den Menschen-
rechten, Gerechtigkeit, Solidarität etc. verpflichtet sind, hinterfragt und zum Teil angefeindet. Das hat Aus-
wirkungen auf die Bildungspraxis des Globalen Lernens.
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Das politische selbstverständnis
Deutschlandweit berichten Bildungsreferent*innen, dass rech-
te und rassistische Ansichten immer offener in Veranstaltungen 
geäußert werden. Von Rassismus betroffene Referent*innen ma-
chen in einigen Regionen nur noch begleitete Angebote – aus 
Sorge auch physisch angegriffen zu werden. Und außerschulische 
Bildungsanbieter*innen werden – ähnlich wie Lehrkräfte und 
Schulen – von der AfD unter die Lupe genommen und fehlender 
„politischer Neutralität“ beschuldigt.

Vor diesem gesellschaftspolitischen Hintergrund ist es wichtiger 
denn je, sich mit der politischen und normativen Dimension des 
Globalen Lernens auseinanderzusetzen, und diese auch eindeu-
tig zu vertreten. Dieses politische Selbstverständnis steht dabei 
nicht in Konkurrenz zu etablierten Qualitätskriterien des Globa-
len lernens1 wie Informationsgehalt, Multiperspektivität oder 
Lernendenorientierung. Vielmehr geht es mit ihnen einher.

bildungsziel: Gestaltung der transformation 
Globales Lernen hat sich in den vergangenen Jahrzehnten nicht 
nur inhaltlich und methodisch, sondern auch hinsichtlich des 
Selbstverständnisses verändert und zunehmend professionali-
siert. Gleichgeblieben ist der normative Anspruch zu einer ge-
rechten, nachhaltigen Welt beizutragen. Dies war und ist ein 
zutiefst politischer Anspruch, der einhergeht mit dem Ziel, Men-
schen zu befähigen und zu bestärken, die Welt mitzugestalten, 
entsprechende Veränderungen einzufordern und selbst zu leben. 
Entsprechend weist das Globale Lernen per se politische Bezüge 
auf und versteht sich als Teil der politischen Bildung.

Bestätigt wird dieses Selbstverständnis durch unterschiedliche 
Dokumente und Vereinbarungen: von der Maastrichter Erklärung 
zum Globalen Lernen (2002) über die Lissabon-Erklärung (2012) 
hin zur Agenda 2030. Auch der Nationale Aktionsplan zur Um-
setzung des Weltaktionsprogramms Bildung für Nachhaltige Ent-
wicklung erklärt Nachhaltigkeit zum zentralen Bildungsziel und 
betont, dass Bildung für die Gestaltung der dafür notwendigen 
gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Transforma-
tionen eine Schlüsselrolle spiele.

angriffe auf kritische bildungseinrichtungen 
von rechts
Trotz dieser Eindeutigkeit wird im Globalen Lernen selbst – eben-
so wie von „außen“ – immer wieder die Frage gestellt, wie po-
litisch das Globale Lernen sein darf. Auch die AfD greift diese 
Diskussion auf und wirft nicht nur Schulen, sondern auch außer-
schulischen Einrichtungen, wie z.B. dem Welthaus Barnstorf vor, 
an Veranstaltungen teilnehmende Kinder und Jugendliche zu ma-
nipulieren und für „link(sextrem)e“ Zwecke zu „missbrauchen“. 
Der dahinterstehende Vorwurf lautet: Globales Lernen beein-
flusst Lernende einseitig und verstößt damit nicht nur gegen sei-
ne eigenen Prinzipien, sondern auch gegen den Beutelsbacher 
Konsens.2 

Dabei reicht das Vorgehen von Berichten und Kommentaren auf 
der AfD-eigenen Facebook-Seite hin zu (zumindest angedrohten) 
Anfragen im niedersächsischen Landtag oder Kultusministerium. 

Doch dahinter steckt letztlich nur eines, wie das Deutsche Insti-
tut für Menschenrechte feststellt: „Die AfD will nicht Gegenstand 
kritischer Bildungsarbeit sein. Doch wenn es um Rassismus geht, 
gibt es keine Neutralität (…)“.3

Globales lernen für die Verteidigung der 
Grundwerte
So verpflichtet der in diesem Zusammenhang zitierte Beutels-
bacher Konsens zwar dazu, Schüler*innen nicht zu überwältigen 
bzw. zu indoktrinieren, und Kontroverses auch kontrovers darzu-
stellen, aber nicht zur Wertneutralität. Im Gegenteil: Er benennt 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung und damit die 
Werte des Grundgesetzes und der Verfassung als zentrale Werte, 
denen Lehrkräfte und Referent*innen verpflichtet sind.

Für Akteure des Globalen Lernens stellt also das normative Ziel 
einer nachhaltigen und gerechten Welt eine klare Handlungsan-
weisung dar: Wir wollen und sollen Kinder, Jugendliche und Er-
wachsene ermutigen und befähigen, sich an der Entwicklung ei-
ner zukunftsfähigen Gesellschaft zu beteiligen. Zugleich fordert 
der Beutelsbacher Konsens zum Widerspruch auf, wenn die mit 
dem Grundgesetz verbundenen Werte – Menschenwürde, De-
mokratie, Toleranz und Gleichberechtigung – infrage gestellt wer-
den, beispielsweise durch rassistische Äußerungen. Das gilt auch, 
wenn es sich um Positionen politischer Parteien handelt.

1  Vgl. Qualitätskriterien des Netzwerks Globales Lernen in der BNE 
Bremen und Niedersachsen, 
www.globolog.net/globales-lernen-130.html.

2 Der Beutelsbacher Konsens, der im Jahr 1976 auf Initiative der 
Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg erarbeitet 
wurde, ist bis heute geltender Standard für den politisch-historischen 
Unterricht an allen Schulen. Seine Grundbestandteile sind ein Indok-
trinationsverbot, ein Gebot, politisch Kontroverses auch kontrovers 
darzustellen sowie Schülerinnen und Schüler dazu zu befähigen, ein ei-
genständiges Urteil über politische Themen zu gewinnen (vgl. Landes-
zentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, 
www.lpb-bw.de/beutelsbacher-konsens/).

3 Deutsches Institut für Menschenrechte / Hendrik Cremer (2019): Das 
Neutralitätsgebot in der Bildung. Neutral gegenüber rassistischen und 
rechtsextremen Positionen von Parteien? Download unter:  
www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/das-neu-
tralitaetsgebot-in-der-bildung/

Marion Rolle leitet die Geschäftsstelle 
NordWest des Vereins Niedersächsischer 
Bildungsinitiativen e.V. (VNB). Sie ist seit 
langem im Globalen Lernen / BNE tätig, 
wobei Ansätze transformativen Lernens 
seit einer Weile in den Mittelpunkt 
gerückt sind. 
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einschrÄnkUnGen DUrch corona 

eine Welt-aktive trotzen der krise
Juliane Jesse, Verband entwicklungspolitik niedersachsen

Die Corona-Pandemie hat unser Leben auf den Kopf gestellt. Schulen, Kitas, Universitäten und Kirchen wurden zeitwei-
se ebenso geschlossen wie Geschäfte, Restaurants, Konzertsäle und Theater. Die Kontaktsperre hat verboten, uns mit 
Menschen außerhalb des eigenen Haushalts zu treffen. Reisen in andere Länder, Bundesländer oder bestimme Land-
kreise wurden untersagt. Wir haben eine Welt-akteure in niedersachsen gefragt, wie sie mit den einschränkungen in 
der corona-krise umgehen. inwiefern haben sie ihre arbeitsweisen verändern müssen? Was sind ihre befürchtungen 
und hoffnungen?

Weltläden / fairer handel
„Corona hat Weltläden und das Engagement für den Fairen Han-
del in der Region vor große Herausforderungen gestellt. Umso er-
leichterter sind wir, dass - nach derzeitigem Kenntnisstand - die 
Weltläden die Wochen der pandemiebedingten Schließungen 
und Einschränkungen zunächst einmal gut überstanden haben. 
Viele haben sich kreative Verkaufsmöglichkeiten überlegt, gute 
Hygienekonzepte erarbeitet und umgesetzt, haben Arbeitszeiten 
und Teamzusammensetzungen angepasst. Einige haben auch 
mit Hilfe von Soforthilfen den Fortbestand ihrer Arbeit gesichert. 
Leider sind viele Veranstaltungen wie Vernetzungstreffen, Fort-
bildungen und gemeinsame Aktionen ausgefallen. Die Menge an 
oft spontan entstandenen Online-Angeboten für Austausch, In-
formation und Weiterbildung rund um Eine Welt-Themen zeigt 
aber, dass viele Menschen momentan alternative Wege für ihr 
Engagement suchen und finden. Das heißt: Die uns wichtigen 

Themen bleiben auf den Agenden und werden weiter vorange-
trieben. Hierzu zählt in diesem Sommer vor allem die Forderung 
nach einem vernünftigen Lieferkettengesetz.“
Dirk Steinmeyer ist Eine Welt-Regionalpromotor 
in Osnabrück mit dem Schwerpunkt Fairer Handel.  
www.suednordberatung.de

„Die Corona-Beschränkungen haben gezeigt, wie wichtig die Ar-
beit von Menschen weltweit ist. Plötzlich ist von Systemrelevanz 
die Rede. Die Forderung wird laut, dass es eine gerechtere Ent-
lohnung geben müsse. Der Faire Handel sieht dies seit der ersten 
Stunde als grundlegend für ein gutes Miteinander an. Er ist der 
Auffassung, dass jeder Mensch in seinem Arbeitsgebiet wichtig 
ist und einen angemessenen Lohn verdient, von dem er leben 
kann. Ich wünsche mir nach den Erfahrungen der vergangenen 
Monate, dass dies auf alle Arbeitsbereiche weltweit übertragen 

Videokonferenzen, Online-Seminare und Kampagnen in Sozialen Medien: Corona verändert die Eine Welt-Arbeit, 
die angesichts der Pandemie vor enormen Herausforderungen steht. 
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und das Lebensrecht aller anerkannt wird. Das wären wirkliche 
Schritte hin zu Gerechtigkeit und Frieden.“
Georg Buisman arbeitet ehrenamtlich im 
Weltladen Bruchhausen-Vilsen mit. 
www.weltlaeden.weltladen.de/bruchhausen-vilsen 

bildung trifft entwicklung
Das Programm Bildung trifft Entwicklung (BtE) engagiert sich für 
ein Lernen, das globale Zusammenhänge in den Lebenswelten der 
Lernenden erfahrbar macht. Die Angebote richten sich an ver-
schiedene schulische und außerschulische Zielgruppen jeden Al-
ters.

„Die Corona-Krise hat von Beginn an massive Auswirkungen auf 
unsere Angebote gehabt. Von einem Moment auf den anderen 
wurden so gut wie sämtliche Veranstaltungen abgesagt. Gerade 
für die durchführenden Bildungsreferent*innen, die auf Honorar-
basis arbeiten, ergibt sich eine schwierige Situation. Dank der 
Unterstützung des BMZ konnten zumindest für einen begrenz-
ten Zeitraum Ausfallhonorare gezahlt werden. Jedoch bleibt die 
schwierige Situation bestehen: Die Nachfrage nach Bildungsan-
geboten wird auf noch nicht absehbare Zeit stark zurückgehen. 
Digitale Alternativen müssen erst erlernt und erprobt werden 
und können ein Angebot, das vom lebendigen und kreativen Aus-
tausch lebt, nicht oder nur sehr begrenzt ersetzen. Wenn im Zuge 
der Corona-Krise andere wichtige Themen wie Klimawandel, Res-
sourcenverbrauch, Menschenrechte etc. in den Hintergrund zu 
rücken drohen, kann und muss Globales Lernen eine Brücke zwi-
schen verschiedenen Lebensrealitäten bilden. Nur so können wir 
auch weiterhin eine starke und kritische Zivilgesellschaft bilden.“
Sophie Städing arbeitet bei Bildung trifft Entwicklung –  
Regionale Bildungsstelle Nord in Göttingen.  
www.ifak-goettingen.de/bte

JanUn / silent climate parade
Wie in den vergangenen Jahren hatte JANUN wieder eine Silent 
Climate Parade geplant. Hunderte Menschen sollten mit Musik 
über Funkkopfhörern leise durch Hannover und Lüneburg tanzen, 
und so für Klimagerechtigkeit demonstrieren. Von außen schein-
bar leise wollten sie mit Schildern, Flyern und Choreographien für 
Aufmerksamkeit sorgen. Die Idee dahinter: Der Klimawandel ist 
leise, aber er passiert. Dieses Highlight muss wegen Corona nun 
ausfallen.

„Keine Silent Climate Parade 2020?! Natürlich ein herber Schlag, 
da wir auf die Tanzdemo für Klimagerechtigkeit hin gefiebert ha-
ben – um Begegnungen zu schaffen, für eine Wende in der Kli-
mapolitik einzutreten und zu lokalem Engagement aufzurufen. 
Doch da eine große Demo, die vom direkten Kontakt lebt, die-
ses Jahr alles andere als solidarisch gewesen wäre, möchten wir 
uns auf kleinere Projekte konzentrieren – damit die sonst so stil-
le Demo und Engagement für den Klimaschutz in diesen Zeiten 
hörbar wird!“
Annika Patry engagiert sich bei den Klimatänzer*innen JANUN  
in Lüneburg. www.janun.de

schulwälder für Westafrika
Schulwälder für Westafrika unterstützt Nord-Süd Schulpartner-
schaften durch Aufforstungsprojekte an westafrikanischen Schu-
len. Damit will der Verein einen Beitrag gegen die Zerstörung des 
Regenwaldes und für den Naturschutz tun. Der Verein aus Göttin-
gen arbeitet dafür mit verschiedenen Schulen in Deutschland zu-
sammen.

„Unsere geplanten Veranstaltungen sind alle abgesagt. Durch 
die Corona-Beschränkungen können wir zurzeit keine Vorträge in 
Schulklassen halten. Außerdem können Schüler*innen z. B. der 
Umwelt-AGs von Schulen nicht den Passanten auf dem Markt-
platz einer Stadt über unseren Verein berichten. Auch können wir 
nicht die geplanten Aktionen mit Lehrkräften bei den Afrika-Wo-
chen in Göttingen durchführen und damit unseren Verein nicht 
einer breiten Öffentlichkeit vorstellen. In Ghana sind bislang die 
Schulen noch geschlossen, weshalb auch die Pflanzaktionen mit 
den Kindern dort derzeit nicht durchgeführt werden können. So-
mit können wir unsere gesetzten Ziele nicht erreichen und auch 
nicht gemeinsam die Welt gestalten. Allerdings sehe ich die Co-
rona-Schutzmaßnahmen, solange ein Ende definiert ist und bei-
spielsweise Demonstrationen unter Einhaltung der Abstandsre-
geln weiter möglich bleiben, nicht unbedingt als Einschränkung 
von Menschenrechten an. Es geht ja darum, Menschenleben zu 
retten.“
Sam Essiamah ist der Vorsitzende von Schulwälder  
für Westafrika aus Göttingen. 
www.schulwaelder.org

Gemeinsam mit Peer-Leader-International, dem 
Verein Niedersächsischer Bildungsinitiativen 
(VNB) und dem Learn2Change- Global Network 
of Educational Activists hat der VEN einen Blog 
erstellt.

INSIGHTS ON CORONA gibt einen Einblick in das 
Leben von Menschen in verschiedenen Ländern 
der Welt während der historischen Pandemie von 
COVID-19. Jede*r ist eingeladen, seine/ihre Ge-
schichte zu erzählen – sei es als Text, Song, Video 
oder anders.  

www.bridgethedistance.net
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Menschenrechte als Richtschnur 
deutscher Politik! 

Alle Außenbeziehungen Deutschlands sollten an einer 
kohärenten menschenrechtsorientierten Politik ausgerich-
tet werden. Politikfelder wie Handel, Außenwirtschaftsförde-
rung, Entwicklung, Migration oder Sicherheit dürfen Men-
schenrechte und zivilgesellschaftliches Engagement nicht 
beeinträchtigen oder schädigen. Die Bundesregierung sollte 
zivilgesellschaftliche Handlungsspielräume in Regierungsver-
handlungen zum Thema machen sowie Multilateralismus, in-
ternationale Menschenrechtsforen und Gerichte stärken.

Dialog mit Zivilgesellschaft und 
Partnerländern / -regionen über 
Menschenrechte und Demokratie!

In allen Besuchsprogrammen politischer Entscheidungs-
träger*innen muss der Austausch mit der Zivilgesellschaft 
vor Ort fester Bestandteil sein. Bei allen Delegationsreisen 
sollten sich die Teilnehmenden über die Menschenrechts-
situation im Land informieren, mit lokalen zivilgesellschaft-
lichen Vertreter*innen sprechen und sich für partizipative 
Prozesse einsetzen, an denen sich die Zivilgesellschaft wir-
kungsvoll und ohne Angst vor Repression beteiligen kann. 
Demokratie und der Schutz der Menschenrechte müssen in 
den Gesprächen mit Regierungs- und Unternehmensvertre-
ter*innen thematisiert werden.  

Gesetzliche Verankerung von
menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten
für Unternehmen

Wir fordern ein Lieferkettengesetz auf Bundes- und EU-Ebe-
ne und erwarten eine Unterstützung Deutschlands und der 
EU bei den Verhandlungen um ein bindendes Abkommen zu 
Wirtschaft und Menschenrechten auf UN-Ebene. Auf Lan-
desebene sollten alle Handlungsmöglichkeiten zur Stärkung 
von Menschenrechten in globalen Lieferketten ausgeschöpft 
werden: die Stärkung von sozialen und ökologischen Krite-
rien in der öffentlichen Beschaffung, die Förderung von Ge-
meinwohlbilanzierung in (öffentlichen) Unternehmen, eine 
stärkere Berücksichtigung von Menschenrechten in der (regi-
onalen) Wirtschaftsförderung und die Thematisierung in Dia-
logräumen mit der Wirtschaft, z. B. in der Niedersächsischen 
Allianz für Nachhaltigkeit.

Stärkung von zivilgesellschaftlichen 
Strukturen im Ausland!

Wenn Partnerorganisationen im Ausland unter Druck gera-
ten, müssen deutsche NGOs flexibel und zeitnah Unterstüt-
zung anbieten. Insofern bedarf es Förderstandards, die in 
solchen Situationen NGOs institutionelle Förderung, Nothil-
femaßnahmen, aber auch vereinfachte Anträge und Abrech-
nungen ermöglichen. 

Die Eine Welt-Bewegung in Niedersachsen setzt sich zusammen mit ihren Part-
ner*innen weltweit dafür ein, dass Gesellschaften demokratischer, ökologischer, 
gerechter und sozialer werden. Als wichtiges Bindeglied zwischen Bevölkerung 
und Politik stärken wir demokratische Prozesse. Obwohl NGOs viele Erfolge für 
die Menschenrechte, den Frieden, für Humanität und Umweltschutz erzielen, 
erleben Aktivist*innen und Mitarbeitende mit erschreckend zunehmender 
Tendenz in vielen Ländern Repressionen und eine Einschränkung ihrer Hand-
lungsspielräume. 

Deshalb fordert der Ven die landes- und bundespolitik 

auf, sich hier und weltweit für den schutz von 

Zivilgesellschaft einzusetzen!

Ven-forderungen:

Zivilgesellschaft stärken –  
hier und weltweit
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Entkriminalisierung von Zivilgesellschaft
Die Bundesregierung muss sich dafür einsetzen, dass Maß-
nahmen der Terrorismusbekämpfung weltweit unter strikter 
Einhaltung der Menschenrechte erfolgen. Anti-Terrorakti-
vitäten dürfen nicht zivilgesellschaftliches Engagement und 
lebensrettende Hilfen behindern. Einer Kriminalisierung von 
Aktivist*innen und humanitärem Personal, denen mutmaß-
liche terroristische Aktivitäten vorgeworfen werden, muss 
entschieden entgegengetreten werden.

Der VEN erwartet von der deutschen und niedersächsischen 
Politik ein entschiedenes Eintreten gegen die Kriminalisie-
rung der Seenotrettung. Das Seerecht, das Flüchtlingsrecht 
und die Menschenrechte auf dem Mittelmeer müssen einge-
halten und umgesetzt werden.

Schutz für politisch Verfolgte
Politisch Verfolgte haben in Deutschland das Recht auf Asyl. 
Dieses muss garantiert werden. Die deutschen Botschaften 
sollten lokale Menschenrechtsverteidiger*innen und andere 
zivilgesellschaftliche Vertreter*innen zu regelmäßig stattfin-
denden Konsultationen einladen. Ihre Expertise und Analyse 
sollten in die asyl- und abschiebungsrelevanten Lageberichte 
des Auswärtigen Amtes und in die Abschiebepolitik der Län-
der einfließen.

Das Engagement der deutschen 
Zivilgesellschaft stärken

Die Landes- und Bundesregierung muss mit gutem Beispiel 
vorangehen und sich entschieden gegen einsetzende Diffa-
mierung zivilgesellschaftlicher Initiativen aussprechen. Deren 
Bildungs- und Kampagnenarbeit für die Vermittlung, Einhal-
tung und Inanspruchnahme von Grund- und Menschen-
rechten sollte insbesondere gegen rechtspopulistische An-
feindungen verteidigt werden 

Förderung von entwicklungspolitischem
Engagement – gerade jetzt in Zeiten
von Corona!

gerade in Zeiten von corona werden eine welt-initiati-
ven auf allen Ebenen für die Förderung und die praktischen 
Strukturen gesellschaftlicher und globaler Solidarität ge-
braucht. Sie setzen sich dafür ein, dass sich das Engage-
ment für das Gemeinsame im eigenen Land auf der globalen 
Ebene fortsetzt, und sie engagieren sich für eine Post-Co-
rona-Welt, in der aus der Krise gelernt wird und die Trans-
formation zu einer ökologischen und gerechten Welt neuen 
Schub erhält. Deshalb ist es wichtig, dass Strukturen zivilge-
sellschaftlichen Engagements nicht aufgrund wirtschaftlicher 
Schäden wegbrechen, sondern jetzt gestützt und gestärkt 
werden.

Gemeinnützige Organisationen brauchen jetzt administra-
tive Flexibilität bei der Abwicklung geförderter Projekte: Ver-
schiebungen von Maßnahmen, Ausfälle, Reduzierungen von 
Maßnahmen und Mehrkosten müssen kulant von den Geld-
gebern auf Ebenen des Bundes, der Länder und Kommunen 
behandelt werden, damit jahrelang aufgebaute Strukturen 
der globalen Solidarität erhalten bleiben.

Das Eine Welt-Promotor*innen-Programm unterstützt ent-
wicklungspolitisches Engagement vor Ort. Der VEN fordert 
die Verstetigung der aktuell zur Verfügung stehenden Lan-
desmittel für das Jahr 2021 und den Einstieg in Gespräche 
über die Zukunft des Programms ab 2022. 

Reform des Gemeinnützigkeitsrechts
und Rechtssicherheit für NGOs!

Der VEN fordert ein modernes Gemeinnützigkeitsrecht, das 
über die Steuerpolitik hinausgeht und die wichtige Rolle von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen für demokratische und 
politische Willensbildung anerkennt. Wir fordern, kurzfri-
stig durch die Anpassung der Abgabenordnung Rechtssicher-
heit für Eine Welt-Gruppen zu schaffen. Es bedarf insbeson-
dere einer Ausweitung der gemeinnützigen Zwecke auf die 
Förderung von Menschenrechten, Frieden und Klimaschutz 
sowie einer Klarstellung, dass die Beteiligung am politischen 
Willensbildungsprozess für die Gemeinnützigkeit unschädlich 
ist. Zudem muss geklärt werden, was unter einer politischen 
Bildung für Demokratie und Menschenrechte verstanden 
wird. Dies sollte modernen Konzepten politischer Bildung 
entsprechen. Beschränkungen im Gemeinnützigkeitsrecht 
für internationale Arbeit sollten beseitigt werden. 

Venro: Demokratie braucht 
eine starke Zivilgesellschaft! 
Im Positionspapier werden Gefahren für die 
Demokratien skizziert und Möglichkeiten auf-
gezeigt, wie sich die Bundesregierung für die 
Wahrnehmung demokratischer Rechte welt-
weit einsetzen kann. 
t1p.de/venro-Forderungen

agl: Zeit für solidarität!
Die agl hat in einem Aufruf an Politiker*innen 
in Bund, Ländern und Kommunen appelliert, 
sich entschieden für globale Solidarität und die 
Unterstützung von Eine Welt-Initiativen einzu-
setzen. 
t1p.de/agl-Forderungen 

Der Ven ist Mitglied der agl sowie bei Venro. 

leseeMpfehlUnGen
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hanDlUnGsoptionen

Was können wir tun?
Juliane Jesse, Verband entwicklungspolitik niedersachsen

Die vorangegangenen Beiträge haben gezeigt, dass Angriffe auf Menschenrechte und deren Aktivist*innen ein weltumfassendes Pro-
blem sind. Auch wenn es von Land zu Land große Unterschiede gibt und wir in Niedersachsen in einer privilegierten Lage sind, so sind 
auch wir nicht davor gefeit. Was kann die Zivilgesellschaft gegen Shrinking Spaces unternehmen? Die Antworten sind hier ebenso vielfäl-
tig wie die Problemlagen. Hier einige Ideen, die angepasst an den jeweiligen Arbeitskontext helfen können.

Als Watchdog agieren
Zivilgesellschaftliche Akteure haben die Aufgabe, die Politik kritisch 
zu begleiten. Dazu gehört staatliche Handlungen zu hinterfragen, zu 
diskutieren und Stellung zu beziehen. Auf (mögliche) Verletzungen 
und Bedrohungen muss frühzeitig hingewiesen werden, konkrete 
Fälle entsprechend bekannt gemacht werden.

Öffentlichkeit für die eigene Arbeit schaffen
Nur wenn die Öffentlichkeit versteht, welche Arbeit eine NGO 
macht und welchen Beitrag sie damit für die Gesellschaft leistet, 
versteht sie auch die Problematik von (drohenden) Einschrän-
kungen. Dazu gehört die eigene Arbeit transparent zu machen und 
gegen negative Kommentare, etwaige Gerüchte oder Denunziati-
onen offensiv und öffentlich vorzugehen. Regelmäßige Pressear-
beit, eine gepflegte Webseite und Social Media-Aktivitäten sorgen 
für einen professionellen Auftritt.

Austausch mit Gleichgesinnten 
Es ist wichtig, dass sich NGOs untereinander vernetzen, sich ge-
genseitig stärken und externe strategische Verbündete suchen. 
Dabei sollten Vereine auch Kontakt zu lokalen Gemeinden, selbst-
organisierten Gruppen und Bewegungen halten.  Solidaritätsbekun-
dungen, gemeinsame Aktionen oder Medienarbeit können Schritte 
sein, um gemeinsam mit größerer Reichweite gegen die Bedro-
hungen vorzugehen.

Solidarität zeigen
In Absprache mit den Betroffenen sollte Solidarität gezeigt 
und offen ausgesprochen werden. Durch Kampagnen im Inter-
net lässt sich mit relativ einfachen Mitteln schnell eine große 
Reichweite erzeugen. Dabei ist es hilfreich, auch konkrete 
Handlungsoptionen zu benennen, etwa Unterschriftensamm-
lungen, Spenden oder andere Unterstützungsangebote. 

Zu Engagement ermutigen
Jede*r kann etwas tun und sich für Menschenrechte, Nachhal-
tigkeitsziele und Demokratie einsetzen. Dafür ist es wichtig, 
immer wieder zu betonen und konkret zu zeigen, wie jede*r 
Einzelne zu einer funktionierenden Zivilgesellschaft beitragen 
kann und gleichzeitig von einer funktionierenden Zivilgesell-
schaft profitiert.  

Die eigene Institution stärken
Bei Angriffen auf die eigene Arbeit sollten auch juristische 
Möglichkeiten eruiert werden. Den Rechtsweg einzuschlagen, 
kann langwierig und kostenintensiv sein, das wissen auch die 
Gegner*innen und setzen entsprechend darauf. Für solche und 
andere Fälle ist es ratsam, neue Finanzierungsquellen zu su-
chen, um auch möglichst unabhängig von staatlicher Förde-
rung zu sein. 
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Venro hat eine faktensammlung zu  shrin-
king Spaces erstellt, die diverse Denkanstö-
ße für mögliche Handlungsstrategien und 
Reaktionen enthält.
t1p.de/Shrinking-spaces

In einem Diskussions- und Forderungspa-
pier hat VENRO zudem konkrete forde-
rungen an die bundesregierung formuliert, 
was sie zum Schutz des zivilgesellschaft-
lichen Raumes in Partnerländern beitragen 
kann. 
t1p.de/VENRO-partnerlaender

Unter dem Titel „shrinking spaces. eine he-
rausforderung der internationalen Demo-
kratie- und Zivilgesellschaftsförderung“ 
haben Autor*innen des Leibniz-Instituts 
Hessische Friedens- und Konfliktforschung 
die Erkenntnisse ihres Forschungsprojektes 
veröffentlicht.  
t1p.de/HSFK

eine studie von brot für die Welt, dem 
Hilfswerk der Evangelischen Kirche Schweiz 
und dem Hilfswerk der Dänischen Kirche 
hat untersucht, wie sich Shrinking Spaces 
auf das Erreichen der UN-Nachhaltigkeits-
ziele auswirken. 
t1p.de/actalliance

Unter dem Titel „Es wird eng – Handlungs-
spielräume für Zivilgesellschaft“ hat die 
Heinrich-Böll-Stiftung ein umfangreiches 
Web-Dossier erstellt. Es wirft ein Blick auf 
verschiedene Länder, zeigt diverse Bedro-
hungen auf, gibt aber auch einen positiven 
Ausblick.
t1p.de/dossier-boell

der atlas der Zivilgesellschaft von brot 
für die Welt zeigt, wie alarmierend wenig 
Handlungsspielraum zivilgesellschaftliche 
Akteure weltweit haben. Neben einer in-
teraktiven Karte gibt es zahlreiche Länder-
porträts. 
t1p.de/atlas-zivilgesellschaft

das hohe kommissariat der Vereinten na-
tionen für Menschenrechte beschäftigt 
sich mit der weltweiten Situation der Men-
schenrechte. Auf der Webseite finden sich 
zahlreiche Informationen wie die UNO zivil-
gesellschaftliche Räume schützen will.
t1p.de/UN

die charta für politische teilhabe wurde 
in umfassenden Beratungs- und Konsulta-
tionsprozessen gemeinsam von zivilgesell-
schaftlichen Akteur*innen aus unterschied-
lichen Kontinenten und Ländern entwickelt 
und 2016 veröffentlicht.
t1p.de/Civic-charter

Die Gesellschaft für Freiheitsrechte kämpft 
mit rechtlichen Mitteln für die Grund- und 
Menschenrechte, um das deutsche und 
europäische Recht menschlicher und ge-
rechter zu machen. Zurzeit gibt es auch das 
Monitoring-projekt „corona-Virus und ci-
vic space in Deutschland“.
t1p.de/freiheitsrechte 

Die jährliche rangliste der pressefreiheit 
von Reporter ohne Grenzen (RSF) zeigt, wie 
sehr Journalist*innen weltweit in ihrer Un-
abhängigkeit eingeschränkt sind und unter 
welch großen Risiken sie arbeiten. 
t1p.de/rangliste-pressefreiheit  

Die Amadeu Antonio Stiftung und das Team 
Civic.net haben 33 social Media-tipps für 
die Zivilgesellschaft gesammelt. Sie be-
schreiben dort einen guten Umgang mit 
Hate Speech, sowie die Entwicklung und 
Umsetzung eigener Kampagnen in Sozialen 
Netzwerken.
t1p.de/amadeu-antonio-stiftung 

Der VEN und die Eine Welt-Pro-
motor*innen in Niedersachsen 
verstehen sich als Anlaufstellen 
für Gruppen, Verein und Initiati-
ven der Eine Welt-Arbeit.
Die Kolleg*innen unterstützen 
bei Fragen und Problemen, unter 
anderem zu Vereinsgründungen, 
Projektentwicklung, Öffentlich-
keitsarbeit sowie Antragstellung 
und -abwicklung. 

Weitere Informationen



Der Verband entwicklungspolitik niedersachsen ist ein Zusammenschluss von über 
140 Eine Welt-Initiativen und das Sprachrohr für Menschen, die sich in Niedersachsen 
für globale Gerechtigkeit einsetzen. Der VEN bietet eine Plattform zum Austausch und 
zur Vernetzung, berät seine Mitglieder vor Ort, qualifiziert mit Fortbildungen und Se-
minaren, koordiniert landesweite Kampagnen und Programme und stärkt damit zivil-
gesellschaftliches Engagement. Auf landespolitischer Ebene bringt der VEN globale  The-
men ein, wirbt für mehr Politikkohärenz und Verantwortung. 

VerbanD
EntwicklungSpolitik
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